
Diskriminierung im Wohnbereich bekämpfen.
Freizügigkeit von Zuwanderern sichern.

Experten-Workshop
Eine Dokumentation



Herausgeber:
Planerladen e.V.
Borsigstr. 1
44145 Dortmund
Tel.: 0231 833225
E-Mail: antidisk@planerladen.de

mit Förderung des Ministeriums für Gesundheit, Soziales, Frauen
und Familie des Landes Nordrhein-Westfalen im Rahmen des
Programms zur Förderung von Maßnahmen und Initiativen gegen
Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und Diskriminierung sowie zur
friedlichen Konfliktregelung in Stadtteilen mit besonderem
Erneuerungsbedarf

Bearbeitung:
Prof. Dr. Reiner Staubach mit Bruno Heinz Brödner 
und Tülin Kabis-Staubach

Design:
Günter Jenne

Fotos vom Workshop: Andreas Endemann
Sonstige Fotos: Planerladen e.V. 
und Büro für Architektur und Stadtentwicklung (BASTA)

© Januar 2004

Impressum



Diskriminierung im Wohnbereich bekämpfen.
Freizügigkeit von Zuwanderern sichern.

Dokumentation 
des Experten-Workshops

vom 1. Oktober 2003



Liebe Leserin, lieber Leser,

seit Mitte der neunziger Jahre fördert die
Landesregierung Einrichtungen, die sich mit
der Diskriminierung von Zugewanderten
und Angehörigen ethnischer Minderheiten
auseinandersetzen. Diese Projekte erkun-
den Erscheinungsformen und Hintergründe
von Diskriminierung und entwickeln prakti-
sche Methoden und Strategien zu deren
wirksamer Bekämpfung.

Der Planerladen Dortmund ist eine der vom
Land geförderten Einrichtungen. Er hat sich
vor allem um die Entwicklung von Maß-
nahmen zur Bekämpfung von Diskriminie-
rung im Stadtteil und in der Nachbarschaft
verdient gemacht. Projekte und Aktivitäten
des Planerladens haben über die Grenzen
Dortmunds und Nordrhein-Westfalens hin-
aus Aufmerksamkeit geweckt und Anerken-
nung gefunden.

Diskriminierungen kann nur dann erfolg-
reich entgegen gewirkt werden, wenn beide
Perspektiven – die des Diskriminierungs-
opfers und die des Diskriminierenden – in
die Analyse des Geschehens und die Inter-
vention einbezogen werden. Dabei ist es
nicht nur nicht vermeidbar, sondern not-
wendig, die hinter den Diskriminierungen
liegenden Interessenkonflikte offen anzu-
sprechen und zu klären.

Der Planerladen hat das in seiner Arbeit
beherzigt und sowohl in zahlreichen Einzel-
fällen geholfen als auch auf die Stadt-
entwicklungspolitik vor Ort positiven Ein-
fluss genommen.

Gründliche Reflektion, Einbeziehung unter-
schiedlicher Standpunkte und Sichtweisen
und Gelegenheit zum Austausch der Argu-
mente aller Beteiligten geben – dies sind
auch die Prinzipien, nach denen der in die-
ser Broschüre dokumentierte Experten-

Workshop organisiert worden ist. Einen Tag
lang haben sich Verantwortliche aus Wissen-
schaft und Praxis, Politik, Verwaltung und
Wohnungswirtschaft ausgetauscht.

Der Workshop hat sich komplexen und
komplizierten Fragen gestellt, denen sich
Integrationspolitik immer häufiger gegenü-
ber sieht. Kann und soll die Ansiedlung von
Zugewanderten lokal gesteuert werden?
Sind Konzentrationen von Zugewanderten
in jedem Falle der Integration abträglich?
Überwiegen Chancen der ethnischen
Kolonie oder Risiken der Ghetto-Bildung? 

Diese Fragen sind zu komplex, als dass auf
sie einfache Antworten gegeben werden
können. Deshalb hat der Workshop auch
nicht zu Patentrezepten für gelingende
Integration geführt. Er hat vielmehr aufgrund
seiner Zusammensetzung und wegen des
Engagements aller Beteiligten aufgezeigt,
wie vielschichtig und differenziert die
Wohnsituation von Zugewanderten zu
sehen ist.

Deshalb begrüße ich es, dass der Planer-
laden Dortmund den Workshop dokumen-
tiert und damit einen Beitrag zur Quali-
fizierung der allgemeinen Debatte über
Integration in den Städten leistet.

Ich wünsche dieser kleinen, aber feinen
Broschüre viele interessierte Leserinnen und
Leser.

Birgit Fischer

Ministerin für Gesundheit, Soziales, Frauen

und Familie des Landes Nordrhein-Westfalen

Vorwort der Ministerin für

Gesundheit, Soziales,

Frauen und Familie des

Landes Nordrhein-Westfalen

Birgit Fischer
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Ich begrüße Sie herzlich im Namen des
Planerladen e.V., der diesen Workshop
organisiert hat. Insbesondere heiße ich
Herrn Dr. Lefringhausen und Herrn Dr.
Halm willkommen, die gleich zu uns spre-
chen werden. Ich danke Ihnen allen, dass
Sie bereit waren, nach Dortmund zu kom-
men, um mit uns den ganzen Tag über zu
arbeiten.

Der Planerladen führt seit 1997 ein
Antidiskriminierungsprojekt durch und hat
in diesem Rahmen u.a. Untersuchungen
über die Dortmunder Nordstadt angestellt.
Zudem konnte mit viel Öffentlichkeitsarbeit
und in Zusammenarbeit mit den anderen
Akteuren vor Ort eine Diskussion über die
Ende der 90er Jahre eingeführte Quote für
Migranten im Sozialen Wohnungsbau
angeregt und gemeinsam auf eine Ab-
schaffung dieser Quote hingewirkt werden.

Seit einiger Zeit liegt der Schwerpunkt des
Antidiskriminierungsprojektes bei der „Öff-
nung” der südlichen Dortmunder Stadteile
für Migranten. Dieses Thema hat durch die
geplante Wohnsiedlung mit einer Moschee
im Dortmunder Stadtteil Hörde eine zu-
sätzliche Aktualität erlangt. Zwar stößt der
Türkisch-Islamische Kulturverein bei seiner
Initiative noch auf Abwehrreaktionen. Er
bemüht sich aber dennoch, mit den
Interessengruppen vor Ort ins Gespräch zu
kommen und einen möglichst breiten
Konsens herzustellen. Gestern Abend
wurde mit einem knappen positiven

Beschluss der Bezirksvertretung eine wich-
tige Voraussetzung dafür geschaffen, dass es
mit der Umsetzung des Projektes weiter
gehen kann.

Wir haben für den heutigen Workshop eine
Form gewählt, bei der wir nicht in paralle-
len Arbeitsgruppen diskutieren werden,
sondern stets gemeinsam im Plenum zu
konkreten Ergebnissen kommen wollen.
Wenn möglich sollen Handlungsansätze
entwickelt werden.

Im Anschluss wird Herr Dr. Lefringhausen
über die Perspektiven der Integrations-
politik in Nordrhein-Westfalen berichten.
Danach wird Herr Dr. Halm vom Zentrum
für Türkeistudien zum Thema „Wohnraum-
segregation in NRW” referieren. Nach die-
sen beiden Impulsreferaten wird Prof Dr.
Staubach vom Planerladen zu den drei Ar-
beitssessions überleiten, deren Ergebnisse
wir dann bei der Abschlussrunde noch ein-
mal festzurren wollen.

Entschuldigen lässt sich Herr Anton Rütten
vom Ministerium für Gesundheit, Soziales,
Frauen und Familie, der heute einer
Debatte im Landtag beiwohnen muss. Auch
Dr. Bernd Hunger vom Gesamtverband
deutscher Wohnungsunternehmen in Berlin
kann leider wegen eines wichtigen internen
Termins nicht anwesend sein. Krankheits-
bedingt nicht teilnehmen kann Herr Tayfun
Keltek, Ausländerbeirat in Köln und gleich-
zeitig Vorsitzender der Arbeitsgemeinschaft
der kommunalen Migrantenvertretungen in
NRW. Ebenfalls entschuldigen lässt sich
Herr Yusuf Güçlü, Vorsitzender des Auslän-
derbeirates in Dortmund. 

Ich wünsche uns allen ein gutes Gelingen.

Tülin Kabis-Staubach
Vorstandsmitglied des
Planerladen e.V.

Der Planerladen e.V. –
Verein zur Förderung 
demokratischer
Stadtplanung und 
stadtteilbezogener
Gemeinwesenarbeit – 
arbeitet seit 1982 an der
Verbesserung der Wohn-
und Lebensbedingungen
in der Dortmunder
Nordstadt. Leitendes
Prinzip ist dabei die
Beteiligung und Aktivie-
rung von Menschen aus
möglichst allen sozialen
Schichten und kulturellen
Gruppierungen, insbeson-
dere auch der besonders
benachteiligten Bevölke-
rungsgruppen.
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Perspektiven für die Integrationspolitik in NRW

Ich überbringe die Grüße der Landesregie-
rung zu diesem Experten-Workshop, der
nicht irgendein, sondern vermutlich das
zentrale Integrationsthema aufgreift, denn
es ist zu fragen, 
•  wie kumulative Negativfaktoren auszu-

hebeln sind, 
• wie demokratiefreie Stadtteile zu vermei-

den sind, 
• wie Selbsthilfeimpulse der Migranten

geweckt und gestärkt werden können, 
• wie das Negativimage aufgewertet wer-

den kann, 
• wie Lethargie und Aggression zu be-

kämpfen sind und
• wie Stigmatisierungen von Ausländer-

konzentrationen abzubauen sind. 

Wir sollten solche Fragen zulassen, auch
wenn, besser: gerade weil es noch keine
runden Antworten gibt. Wir sollten sie nicht
durch Wegsehen zur Kenntnis nehmen
oder wegen ihrer interkulturellen Dimen-
sion zu den weichen Themen der Politik
zählen, denn die Folgen ihrer Unter-
schätzung sind durchaus hart. 

Wir behandeln sie zwar in einem Experten-
Workshop, doch nicht so, dass andere sie
an Experten abtreten und sich dann zurück-
lehnen können. Deshalb ist die interdiszi-
plinäre Runde und die Praxis-Theorie-
Mischung eine wichtige Voraussetzung für
eine gelingende Werkstattarbeit, bei der
unkonventionell Zukunft zu denken und
Fragen von erheblicher Dringlichkeit zu
stellen sind wie:

• Kann und soll die Schule zusätzlich zum
Bildungs- und Erziehungs- auch ein lo-
kales Integrationsmandat erhalten? 

• Wie lässt sich das Eigeninteresse der
Vermieter an einer Imagehebung des
gesamten Stadtteils definieren und nut-
zen? 

• Lassen sich Kinder der Migranten zu
Entwicklungshelfern für die eigene
Ethnie ausbilden? 

• Welche Impulse gibt es für einen men-
talen Neustart gegen ansteckende Re-
signation?

Ich weiß auf keine Frage eine belastbare
Antwort, vertraue jedoch auf die Kreativität
der Zivilgesellschaft, die von der Politik
geschaffenen Rahmenbedingungen mit
Leben zu füllen und hoffe, dass die uns zur
Unzeit erreichende Sparkrise ein trotziges
Dennoch auslöst. 

Emotionale Stadtsanierung?
Dr. Klaus Lefringhausen 

Integrationsbeauftragter des Landes NRW



Meine Hoffnung geht noch weiter: Es wäre
schön, wenn das Ergebnis dieses Werkstatt-
gespräches über stadtteilbezogene Ge-
meinwesen- und Integrationsarbeit in den
Integrationskongress NRW im Juni 2004
einfließen könnte. 

Dieser Kongress wird von etwa 400 Dia-
loggruppen in NRW vorbereitet. Sie liefern
Textbausteine, die vor dem Kongress doku-
mentiert werden, und tragen so zum Ziel
des Kongresses bei, ein Bündnis für Inte-
gration zu schaffen. 

Diese Dialoggruppen betreiben keine inter-
kulturellen Schulterklopf-Veranstaltungen,
sondern entwickeln eine Anerkennungs-
kultur, indem sie Migranten und Mehr-
heitsgesellschaft sich gegenseitig würdigen,
an Zukunftsaufgaben mitzuwirken, sich
also nicht mehr überwiegend in ihren
Schwächen, sondern in ihren Stärken wahr-
zunehmen. 

Außer der lokalen Dialogarbeit gibt es auch
eine fachbezogene, so die über die inter-
kulturelle Öffnung der Verwaltung, über
den Bedarf an einer interkulturellen Grund-
wertedebatte, über die kommunalen Eigen-
interessen an einer gelingenden Inte-
gration, über die Verständigungsbrücke des
Interesses an der Zukunft der Kinder und
andere mehr.

Das Motto dieses Dialogprogramms lautet:
‚Integration mit aufrechtem Gang’. Es soll
keinem ein Bekehrungslernen zumuten,
zumal auch die Mehrheit sich neu integrie-
ren muss, denn die Gesellschaft, von der
sie herkommt und in der sie zu leben
glaubt, gibt es nach den demographischen
und ethnischen Verschiebungen so nicht
mehr. Es geht um einen Dialog auf gleicher
Augenhöhe, ohne den Doppelmonolog der
Standpunktsteher, ohne Anklagebänke, ohne
Meinungssoldaten und ohne das Gehabe
moralischer Feldherren. 

Es soll eine Debatte sein, die den Schwer-
punkt von der moralisierenden Ebene auf
die der Eigeninteressen verlagert, weil die
Eigeninteressen mehrheitsfähiger und damit
politikfähiger machen, während moralisie-
rende Drängelei mehr zu defensiven Re-
aktionen führt. Doch selbst aufgeklärte und
wohlverstandene Eigeninteressen wirken
nicht aufklärerisch genug, wenn sie nur
dumpf gefühlt und nicht in das helle Licht
des Bewusstseins gerückt werden. Deshalb
sind sie ein wichtiges Thema von Dialog-
arbeit. 

Zudem sind gegenseitige Interessen würdi-
ger als Betreuungsbeziehungen, die die
Selbstachtung und die Eigeninitiative so
sehr stören könnten, dass die Chinesen die
sprichwörtliche Frage geprägt haben:
„Warum hasst Du mich, ich habe Dir doch
gar nicht geholfen.”

Zu den Eigeninteressen gehört, dass inter-
kulturelle Kompetenz zu einem erweiterten
Dienstleistungsbegriff beitragen und den
Verwaltungsalltag erleichtern kann, denn
sie erspart Missverständnisse, Nacharbeit,
doppelten Schriftverkehr und korrigierende
Vorsprachen. 

Integration erspart zudem die direkten und
indirekten Kosten der Nicht-Integration,
denn sie würde ethnische Ballungsprozesse
auflockern, Spezialdienste überflüssig ma-
chen, Selbstverantwortung im Wohnumfeld
stärken und mit abnehmender Arbeits-
losigkeit auch den Sozialhilfebedarf min-
dern. 

Integration schafft die eigentliche Moti-
vation für den Spracherwerb, denn es gibt
eher eine Wechselwirkung als ein Nach-
einander von Spracherwerb und Inte-
gration. 
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Der Integrationsbeauf-
tragte des Landes
Nordrhein-Westfalen 
ist ein Makler zwischen
Mehrheitsgesellschaft und
Minderheiten, zwischen
Politik und Zivilgesell-
schaft. Er ist nicht
Lobbyist der Einen 
bei den Anderen, auch
nicht Sprachrohr der
Landesregierung bei den
Migranten. Er bewegt sich
zwischen allen Fronten.
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Ferner ermöglicht Integration erlebbare
Subjektrollen und erleichtert den Zugang
zur Demokratie. Kommunale Mitgestal-
tungsrechte für Migranten schaffen An-
sprechpartner für Politik und Verwaltungen,
fördern die Bereitschaft zur Selbstver-
antwortung und zu ehrenamtlichem
Engagement und schaffen Zugang zu sol-
chen, die sich allenfalls nur für Vertreter der
eigenen Ethnie erreichbar machen.
Deshalb gehören erweiterte Kompetenzen
und die Profilierung von Organisationen
der Selbstvertretung der Migranten zum
Eigeninteresse der Kommunen an einer
stärkeren Subjektrolle der Zugewanderten. 
Integration mindert die oft erheblichen
Konflikte der Erziehungsstile und –ziele
zwischen öffentlichen Schulen, Moschee-
gemeinden und Elternhäusern. Diese Kon-
flikte werden in einer dialoglosen Situation
weitgehend auf dem Rücken der Kinder
ausgetragen. 

Integration fördert die Konsensfindung zwi-
schen Mehrheiten und Minderheiten wie
z.B. bei Moscheebauten, die andernfalls zu
erheblichen Polarisierungsfaktoren werden.
Voraussetzung für eine gelingende Inte-
gration ist, dass nicht Opportunismus oder
Feigheit vor dem Freunde Schweigezonen
entstehen lassen, sondern dass ein belast-
bares Dialogklima entsteht. 

Es gilt, ansteckende Zukunftsängste nicht
zu verdrängen, sondern zu benennen, be-
arbeitbar und auflösbar zu machen. An-
dernfalls würden sie missbraucht von
Demagogen, die sich das Vertrauen besorg-
ter Wähler erschleichen. 

Um mit den Ängsten, der Verletzbarkeit
kultureller Identität und mit Erfahrungen
kollektiver Demütigung verantwortbar um-
zugehen, sollte für den Dialog auf kommu-
naler Ebene ein unabhängiger, von allen
Seiten akzeptierter und möglichst ehren-
amtlicher Moderator gefunden werden,

bevor solche Ängste eine Eigendynamik
entwickeln.

Zum Thema Angst gehört auch, in der
Integrationsdebatte deutlicher das Eigen-
interesse zu thematisieren und nicht auf
tatsächliche oder vermeintliche Defizite
der Zugewanderten fixiert zu sein. Zudem
sollte das Integrationsthema nicht so mora-
lisiert werden, dass ein intelligenter Um-
gang mit diesem hoch entzündungsfähigen
Thema blockiert wird.

Einen wichtige Dialogaufgabe besteht
darin, zum Impulsgeber für eine fehlende
Theologie der Integration zu werden. Einst
stand die islamische Mehrheitsgesellschaft
in Medina vor der Frage, welcher Status
religiösen Minderheiten zugeschrieben
werden sollte, nicht aber vor der heutigen
Frage, wie sich Muslime in eine nicht-mus-
limische Mehrheitsgesellschaft integrieren
könnten. Antworten auf die erste Frage fül-
len bereits ganze Bibliotheken. 

Doch die Antwort auf die zweite Frage
steht aus. Sie lässt sich nicht abstrakt, nicht
aus der Ferne und nicht aus islamischen
Mehrheitsgesellschaften heraus beantwor-
ten, sondern ist eine theologische Aufgabe
des Diaspora-Islam. Die aktuelle Kopf-
tuchfrage und andere Streitthemen eines
Durchsetzungsglaubens sind nur Sympto-
me dieses theologischen Defizits.

Ich wäre dankbar, wenn dieses Werk-
stattgespräch inhaltlich neue Impulse set-
zen und die Substanz dieses landesweiten
Dialogprogramms anreichern würde.

Die Ergebnisse dieses
Workshops sollen in den

Integrationskongress
NRW im Juni 2004 

einfließen.

Voraussetzung für eine
gelingende Integration 

ist ein belastbares
Integrationsklima.



Ich möchte heute einen Überblick darüber
geben, wozu die Diskriminierung im
Wohnbereich, die als ein Faktor auf die
Wohnraumsegregation einwirkt, in den let-
zen Jahren im Ruhrgebiet geführt hat.
Daran sind Fragen geknüpft wie: Wo stehen
wir eigentlich bei der eigen-ethnischen
Quartiersbildung? Wie ist eine differenzier-
te Betrachtung, im Hinblick auf die Ent-
Stigmatisierung von Zuwandererstadtteilen,
wie sie Herr Lefringhausen gefordert hat,
möglich und wie wäre eine solche per-
spektivisch zu leisten?

Es gibt verschiedene Dimensionen der
Wohnraumsegregation in Nordrhein-West-
falen. In einer regelmäßigen Befragung des
Zentrums für Türkeistudien werden türkei-
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Dr. Dirk Halm
Wissenschaftler am Zentrum für Türkeistudien an der
Universität Duisburg-Essen

Wohnraumsegregation in Nordrhein-Westfalen

stämmige Menschen in NRW befragt, wie
sie die Nachbarschaften einschätzen, in
denen sie leben.

Die Antworten können auf die
Größenordnung der Segregation unter den
Türken hindeuten. Diesen, als fremdeste
Zuwanderergruppe, unterstellt man am
ehesten eine „Ghetto-Bildung”. Um die 60
% von ihnen geben an, in einer Nach-
barschaft mit überwiegend Deutschen zu
leben. Nur um die 20 % antworten, Nach-
barn von überwiegend Türken zu sein. 5 %
geben an, in der Nachbarschaft von über-
wiegend anderen Nationalitäten zu leben
und 14 % sehen in ihrer Nachbarschaft
Deutsche und Türken zu gleichen Teilen. Es
ist also keineswegs so, dass das ethnische
„Ghetto” der Normalfall in unserem
Bundesland wäre. 

In der gleichen Befragung werden Dis-
kriminierungserfahrungen abgefragt. Unge-
fähr ein Drittel der Befragten gibt an,
Diskriminierung bei der Wohnungssuche
einmal oder mehrfach erlebt zu haben. Die
Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt
ist also empirisch hoch relevant.

Anhand der Verteilung der unterschiedlich
hohen Ausländeranteile in den Städten und
Kreisen des Ruhrgebiets kann man segre-

Ein Drittel der befragten
Türkeistämmigen hat bei
der Wohnungssuche
Diskriminierung erlebt.



11

Quelle: ZfT, 1000 Befragte über 18 Jahre

Überwiegend Türken

Überwiegend 
andere Ausländer

Überwiegend
Deutsche

Deutsche und Türken
in etwa gleichen Teilen

18%

23%

4%

55%

Ethnische Zusammensetzung der Wohngegend von Türkeistämmigen in NRW 2002 (Prozentwerte)

gierte Städte und weniger segregierte
Städte ausmachen. Unstrittig ist, dass eine
Ursache dafür auch die diskriminierenden
Mechanismen des Wohnungsmarktes dar-
stellen.

In Sozialforschung, Sozialwissenschaft und
auch in der Raumplanung hat sich eine
Sichtweise durchgesetzt, nach der das
eigen-ethnische Quartier nicht unbedingt
nur negative Folgen hat und nicht unbe-
dingt ein Kennzeichen totaler Chancen-
losigkeit ist. Dennoch gibt es in der
Debatte um den Integrationsbegriff eine
„babylonische Begriffsverwirrung”. Es gibt
Desintegration, die als Segregation be-
zeichnet wird. Es gibt Exklusion, womit
impliziert wird, dass Migranten sich Werte
der Aufnahmegesellschaft zueigen gemacht
haben, aber für sie keine Teilhabechancen
vorhanden sind. Von Segregation wird
gesprochen, wenn für Migranten keine Teil-
habe möglich ist, und sie sich auch keine
Werte der Aufnahmegesellschaft zueigen
gemacht haben.

Interessant erscheint eine Integrations-
dimension die als Inklusion zu bezeichnen
wäre. Innerhalb dieser genießen Migranten
Teilhabechancen, aber bewahren kulturelle
Eigenständigkeit. Dieser Integrationsbegriff
ist interessant und er kennzeichnet ganz
genau das, was übertragen auf den städti-
schen Raum, den Unterschied zwischen
dem Schlagwort des ethnischen Ghettos
und der ethnischen Kolonie beschreibt.

In den Statistiken können hohe Auslän-
deranteile in den Städten ethnische
Kolonien, aber auch „Ghettos” beschrei-
ben. Ein hoher Ausländeranteil sagt nichts
über Chancenverteilung und Entwick-
lungsperspektiven der Stadtteile im Ein-
zelnen aus. Das ZfT hat daher Ende 2001
im Auftrag der Projekt Ruhr GmbH eine
Differenzierung und Typisierung der
Stadtteile mit hohen Zuwandereranteilen
im Ruhrgebiet versucht. 

Die Zielsetzungen des
Zentrums für Türkei-

studien sind die
Intensivierung der

deutsch-türkischen
Beziehungen, die

Förderung des Wissens-
und Informationsstandes
über die Türkei und die
türkischen Migranten in

Europa, sowie die
Förderung der

Zusammenarbeit 
zwischen der Türkei,

Deutschland und anderen
europäischen Staaten.



Es gibt keine erkennbaren Muster und
Korrelationen zwischen den genannten
Variablen. Unsere Clusteranalyse legt nahe,
6 Typen von Ausländerstadtteilen zu bilden.
Hinzu kommt ein für uns uninteressanter
Typ 0, der für 112 vorgefundene Stadteile
in Randlage mit sehr geringen Aus-
länderanteilen steht. Die weiteren Typen
folgen in relativer Gleichverteilung: 

Typ 1:
Arbeitsmigranten mit junger 
Altersstruktur 
(77 Fälle; 19,3 % aller Stadtteile). 
Typ 2:
Arbeitsmigranten mit hohem 
Seniorenanteil 
(64 Fälle; 16,1 % aller Stadtteile). 
Typ 3:
Osteuropäische Migranten mit hohem
Seniorenanteil 
(21 Fälle; 5,3 % aller Stadtteile). 
Typ 4:
Zentrale Lage mit heterogenem 
und eher geringem Ausländeranteil 
(56 Fälle; 14,1 % aller Stadtteile). 
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Verschiedene Variablen kommen in den
Stadtteilen zum Tragen: 

• Die Aufenthaltsdauer – überhäufig ist
eine Aufenthaltsdauer von 20 Jahren
und mehr zu finden. 

• Das Verhältnis Arbeitslosigkeit und Be-
schäftigung. 

•  Die Altersgruppen. 
• Die Bevölkerungsveränderung unter der

ausländischen Bevölkerung – nicht nur
deutsche Familien ziehen an die Peri-
pherie des Ruhrgebiets, sondern auch
Ausländer, sodass die Peripherie über-
durchschnittliche Zuzüge von Auslän-
dern zu verzeichnen hat. 

• Die Dichte der Migrantenselbsthilfe-
organisationen in den Städten – es zeigt
sich eine relativ gute Versorgung im
Kern-Ruhrgebiet, während es in der
Peripherie schlechter aussieht.

Quelle: ZfT/Projekt Ruhr 2001
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Verteilung von Stadtteiltypen im KVR

Auch ausländische
Haushalte ziehen 
an die Peripherie 
des Ruhrgebiets.
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Typ 5:
Osteuropäische Migranten und 
Flüchtlinge mit junger Altersstruktur 
(38 Fälle; 9,5 % aller Stadtteile) 
Typ 6: 
Heterogener hoher Ausländeranteil 
mit kurzer Aufenthaltsdauer 
(5 Fälle; 1,2 % aller Stadtteile).
und 
Typ 7:
Zentrale Lage bei heterogener Struktur und
hohem Ausländeranteil 
(25 Fälle; 6,3 % aller Stadtteile).

Man muss also genau hingucken. Es gibt
nicht den typischen Zuwandererstadtteil,
und auch nicht die zentrale allgemeingülti-
ge Politik für die Weiterentwicklung solcher
Stadtteile.

Schaut man zum Beispiel nach Essen:
Wenn man nur die Ausländeranteile an der
Bevölkerung betrachtet, erscheint Essen als
eine zweigeteilte Stadt. Hohe Ausländeran-
teile im Essener Norden, wenige Ausländer
im Süden der Stadt. Der Norden wird je-

doch nach unserer Typisierung aufgeschlüs-
selt und erscheint sodann als „bunter Flik-
kenteppich” aus unterschiedlichen Stadt-
teiltypen mit unterschiedlichen Chancen,
mit unterschiedlichen Dichten von Or-
ganisationen und Selbsthilfepotenzialen die
zu aktivieren sind. Es gibt aufgrund der
unterschiedlichen Altersstrukturen ganz
unterschiedliche Herausforderungen auf
Stadtteilebene, was z.B. Senioren oder was
Jugendliche anbetrifft. Und so weiter.

Dies ist mein Denkanstoß und meine Auf-
forderung an uns, heute konstruktiv und dif-
ferenziert zu diskutieren.

Jeder Zuwandererstadtteil
ist anders und stellt ganz

unterschiedliche
Herausforderungen.

Türkischer Lebensmittelladen 
in der Dortmunder Nordstadt
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Einstieg in die Arbeit

Zum Einstieg in die Arbeitssitzungen, die
sog. Sessions, möchte ich kurz auf die aus
unserer Sicht besonders interessanten The-
men eingehen und zugleich Erwartungen
benennen, die wir an die Diskussion mit
Ihnen knüpfen.

Die Aktualität des Workshops ist bereits
durch die Ausführungen von Herrn Dr.
Lefringhausen unterstrichen worden, der
auf die Integrationsoffensive des Landes
NRW hingewiesen und Schnittpunkte zu
dem von ihm vorangetriebenen Konsultati-
onsprozess aufgezeigt hat. Ich verstehe
seine Ausführungen als explizite Einladung
an alle, die hier versammelt sind, sich noch
in den laufenden Konsultationsprozess ein-
zubringen. 

Das bereits angesprochene Projekt des
Türkisch-Islamischen Kulturvereins in Dort-
mund Hörde bildet einen zweiten, sehr

konkreten Bezugsrahmen für den Work-
shop. 

Ein dritter Hintergrund ist eher abstrakt,
nämlich dass Deutschland auf Grund der
EU-Richtlinien gehalten ist, ein Antidiskri-
minierungsgesetz einzuführen. Das Bun-
desjustizministerium hatte bereits Anstren-
gungen in dieser Richtung unternommen.
Erste Umsetzungsschritte sind allerdings
nach dem Scheitern des Zuwande-
rungsgesetzes und auf den Druck von poli-
tischen Lobbies hin wieder ausgesetzt wor-
den. Es muss in Bälde also neu angegangen
werden.

Sie werden heute mit sehr unterschiedli-
chen Perspektiven und Erfahrungen kon-
frontiert. Wir hoffen also, dass nicht zu viel
Harmonie unter uns entsteht, sondern es
vielmehr auch zu streitbaren Auseinan-
dersetzungen kommt. Vielleicht können wir
zum Ende des Tages trotzdem eine gewisse
Verständigung über Mindeststandards einer

14

Einstieg in die Arbeit

Prof. Dr. Reiner Staubach
Vorstandsmitglied des Planerladen e.V. und
Hochschullehrer an der FH Lippe und Höxter

Der Rat der Europäischen
Union hat im Jahr 2000
zwei Antidiskriminierungs-
Richtlinien verabschiedet,
die bis Juli 2003 in natio-
nales Recht umgesetzt
werden sollten. Dies 
steht aber weiterhin aus.
Inzwischen bemüht 
sich eine Vielzahl 
von Organisationen 
und Initiativen um 
die Schaffung eines
Antidiskriminierungs-
gesetzes (ADG) in
Deutschland. 
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Integrationspolitik für Migranten im Wohn-
bereich erzielen.

Dieser Workshop hat durchaus einen
gewissen experimentellen Charakter. Es
werden nämlich keine weiteren Inputs prä-
sentiert, sondern Sie sind als Expertin oder
Experte gefordert, aus Ihrem Arbeitsfeld zu
berichten und sich einzubringen bzw. ein-
zumischen.

Zahlenmäßig dominieren heute die Prakti-
ker/innen. Das hat auch mit unserem
Eigeninteresse als Planerladen zu tun, da
wir uns schließlich Fingerzeige erhoffen,
wohin wir mit unserer eigenen Arbeit in
Zukunft gehen sollten. Daneben haben wir
aber auch wissenschaftlichen Sachverstand
eingeladen. 

Ein Thesen- und Positionspapier wurde
vorab verschickt. Es wird hier gewisser-
maßen vorausgesetzt, um vor allem zu ver-
meiden, dass wir uns zu lange mit dem

gängigen Allgemeinwissen zum Thema auf-
halten. Es macht nicht zuletzt deutlich, dass
es bei den Bewertungen und Einschätzun-
gen zu Integration und Diskriminierung
vielfach um Ambivalenzen geht und es
nicht zuletzt auf den jeweiligen Standort des
Betrachters ankommt. Vielleicht ruft es an
der einen oder anderen Stelle deshalb auch
zum Widerspruch auf.

Diskussion in der Arbeitsgruppe

Neben Diskriminierung
aus Gründen der nationa-
len oder ethnischen
Abstammung, Herkunft
oder Zugehörigkeit soll
das ADG laut EU-
Richtlinien auch Diskri-
minierung aufgrund von
Geschlecht Hautfarbe,
Sprache, Religion, Welt-
anschauung, sozialer
Herkunft oder Stellung,
Behinderung, Alter oder
sexueller Identität 
verbieten.
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Migranten wohnen 
schlechter und teurer.

Im Durchschnitt sind Migranten geringer
qualifiziert und haben ein niedrigeres Ein-
kommen als einheimische Deutsche, was
zur Anmietung von vergleichsweise schlech-
ter ausgestatteten und kleineren Wohnun-
gen führt. Sie leben vorwiegend in Groß-
städten, wohnen beengter als Einheimische
und häufig in größeren Haushalten. Auf
dem für sie verengten Wohnungsmarkt zah-
len Migranten im Schnitt mehr pro Qua-
dratmeter Wohnfläche als Einheimische –
trotz der in der Regel geringeren Größe
sowie der schlechteren Ausstattung und
Lage ihrer Wohnungen. Dies lässt sich nur
z.T. mit dem Umstand erklären, dass sie
sich überwiegend aus dem teuersten
Bereich des ihnen zugänglichen Marktseg-
ments bedienen müssen. Tatsächlich sind
zumindest die Neuzuwanderer unter ihnen
aber auch die bereits zugezogenen und
aufgrund unsicherer Wohnperspektiven zu
erhöhter Mobilität gezwungenen Migran-
tenhaushalte auf das jeweils aktuelle
Angebot an verfügbaren Miet- und Eigen-
tumswohnungen angewiesen.

Die Bedürfnisse gleichen sich an,
die Nachfragevielfalt steigt.

Mit zunehmender Aufenthaltsdauer glei-
chen sich die Ansprüche und Wünsche von
Migranten an ihre Wohnsituation denen der
Einheimischen weiter an. Mit der Übernah-
me städtischer Wohn- und Lebensstile und
der Ausdifferenzierung von Haushaltstypen

lösen sich großfamiliäre Strukturen auch in
Migrantenfamilien schrittweise auf. Dies
führt nicht nur zu einem erhöhten Wohn-
flächenbedarf und damit zu einer zukünftig
vermehrten Wohnungsnachfrage, sondern
wie bei der einheimischen Bevölkerung
auch zu einer größeren Vielfalt und Varia-
bilität in der Nachfrage nach Wohnraum.
Die Eigentumsquote unter Ausländern
steigt seit Jahren an. Einerseits ist dies sicher
ein Zeichen für gelingende Integration.
Anderseits stellt dies aber auch eine
Reaktion auf Diskriminierungserfahrungen
dar, nachdem ihnen ein Zugang zu qualita-
tiv hochwertigeren Mietwohnungsmarkt-
segmenten tendenziell verwehrt wurde.

Spezifische Wohnbedürfnisse kön-
nen nicht immer befriedigt werden.

Obwohl sich die Wohnwünsche von
Migranten mit zunehmender Verweildauer
weiter angleichen, artikulieren sie aufgrund
ihrer Lebensstile (z.B. im Familienverbund)
und kulturellen Orientierungen gerade in
den ersten Einwanderungsgenerationen z.T.
spezifische Wohnbedürfnisse. Dies und die
starke Standardisierung insbesondere des
ihnen zugänglichen geförderten Woh-
nungsmarktsegmentes liefern Erklärungen
dafür, warum Migranten eine für sie ideale
Wohnung nicht finden. Dabei ist zu be-
rücksichtigen, dass sich aufgrund der teil-
weise erheblichen Zuwanderer- und Ab-
wanderer- bzw. Rückkehrerraten die Auf-
gabe der Integration von Neuzuwanderern
in den Wohnungsmarkt auch zukünftig
immer wieder neu stellt.

Die Wohnsituation von Migranten: 
Ausdruck ihrer sozialen Lage, oder 
ihrer Diskriminierung als „Ausländer”?

Leitthesen:

Session 1



17

Migranten haben eine schwache
Nachfrager-Position.

Zur ohnehin schwachen Stellung von
Zuwanderern als Nachfrager auf dem
Wohnungsmarkt und der Existenz diskrimi-
nierender Praktiken von bestimmten Ver-
mietern und Eigentümern tritt hinzu, dass
Migrantenhaushalte in der Regel über
knappere kognitive Ressourcen verfügen
(niedrigerer Bildungsstand, geringere
Deutschkenntnisse etc.). Dies schwächt
etwa ihre Rechtsposition im Mieter-
Vermieter-Verhältnis, und erschwert ihnen
den Zugang zu den unterschiedlichen
Akteuren und den Informationsmedien des
unübersichtlichen Wohnungsmarktes. Re-
sultat ist eine zusätzliche Einschränkung
des für sie verfügbaren Angebotsspektrums.

Diskriminierung von Migranten im
Wohnbereich ist signifikant.

Manchmal mit offen rassistischen oder
fremdenfeindlichen Signalen, zumeist aber
in subtiler Weise finden diskriminierende
Zugangssperren, Quotierungen oder Bele-
gungspraktiken im Wohnbereich Anwen-
dung. Dabei geht es darum, Straßen oder
Siedlungen entweder gänzlich „ausländer-
frei” zu halten oder aber die Anteile von
Migranten in einem Haus, Block oder
Quartier nicht über einen bestimmten
Prozentsatz hinaus ansteigen zu lassen. Der
Vermieter wird hier zum „Gatekeeper”.
Dies gilt insbesondere für Zeiten eines
angespannten Wohnungsmarktes, in denen
Vermieter zwischen vielen Nachfragern
wählen können. Die ethnische Zusammen-
setzung eines Quartiers kann den ökonomi-
schen Wert von Immobilien beeinflussen.
Durch Zuzug von Migranten (nicht nur
jenen mit niedrigem sozialen Status) sehen
Eigentümer die Attraktivität ihrer Immobilie
für besserverdienende deutsche Mieter
schwinden. Gleiches gilt für den Verkauf
von Immobilien oder Bauland.

Die Moderatorin skizziert eingangs folgen-
de drei Fragestellungen, die für die weitere
Diskussion als Strukturierungshilfe dienen
sollen:

1. Existieren spezifische Wohnbedarfe,
Wohnansprüche und -bedürfnisse von
Migranten?

2. Wie steht es um die Chancen und Bar-
rieren für Migranten auf dem Woh-
nungsmarkt?

3. Welche Perspektiven und Trends bzw.
Szenarios auf dem Wohnungsmarkt
(z.B. strukturelle Rahmenbedingungen)
und in der Entwicklung der Wohnsitu-
ation lassen sich benennen?

Spezifische Wohnbedarfe, 
Wohnansprüche und -bedürfnisse
von Migranten.

Von mehreren Seiten wird auf erkennbare
Normalisierungs- und Anpassungsprozesse
hingewiesen. So zeigen etwa die Beobach-
tungen im Bestand der Glückauf Gemein-
nützige Wohnungsbaugesellschaft in Lü-
nen-Brambauer, einer Tochter der THS
TreuHandStelle (Essen), dass die Wohnbe-
dürfnisse von Migranten, z.B. in Bezug auf
die Wohnungsausstattung, heute kaum

Diskussion:
Moderation: Heike Hanhörster

Rechts:
Heike Hanhörster,

Raumplanerin

Generell lassen sich 
im Wohnbereich

Normalisierungs- und
Anpassungsprozesse bei

den Migranten feststellen.
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Unterschiede zu deutschen Mietern auf-
weisen. Auf Grund des größeren Kinder-
reichtums würden allerdings vor allem
große Wohnungen gewünscht. Ebenso
seien Gartenflächen beliebt, und zwar für
die Bewirtschaftung als Nutzgärten. Auch
in Wien, so der österreichische Wissen-
schaftler, stelle sich dies kaum anders dar.
Dies lasse sich auch in statistischer Hinsicht
eindeutig belegen. 

Allgemein wird auf Seiten von Migranten-
Familien ein hoher Bedarf nach großen
Wohneinheiten konstatiert. Dabei würden,
so die ehemalige Leiterin des Amtes für
multi-kulturelle Angelegenheiten der Stadt
Frankfurt am Main, oftmals gerade Küche
und Bad als zu klein angesehen. Probleme
gäbe es auch, wenn in islamischen Fami-
lien Männer zu Besuch kämen und die
Frauen ins kleine Kinderzimmer auswei-
chen müssten. Eine Lösung könnten hier
verschiebbare Wände bringen.

Der Architekt des geplanten Wohn- und
Siedlungsprojektes in Dortmund-Hörde
sieht vor allem die Notwendigkeit, zwi-
schen den jeweiligen Generationen zu

unterscheiden. Die erste Migrantengene-
ration habe deutlich andere Ansprüche als
jüngere Migranten. Bis vor 20 Jahren hätte
man keine Forderungen gestellt und das
genommen, was auf dem Wohnungsmarkt
vorzufinden war. Hingegen sei in der alten
Heimat investiert und gebaut worden, egal
ob für sich selbst oder den weiteren Fami-
lienkreis. Gerade in der Frage des Eigen-
tumerwerbs habe sich mittlerweile aber
eine deutlich veränderte Einstellung ent-
wickelt. Demgegenüber weichen nach sei-
ner Beobachtung die Anforderungen an
Wohnraum seitens jüngerer Migranten-
Generationen hinsichtlich der Architektur-
lösung kaum von den Vorstellungen deut-
scher Bauherren ab.

Ergänzend wird eingeworfen, dass es auch
in der zweiten Migrantengeneration proble-
matische Gruppen gäbe. Man müsse immer
sehr differenziert hingucken. So gebe es
heute häufiger auch alleinerziehende
Frauen unter den türkischen Migranten,
deren Problematik sich zugleich aber er-
kennbar von der deutschstämmiger Allein-
erziehender unterscheide.

Der Leiter der RAA/Büro für interkulturelle
Arbeit in Essen merkt hier ergänzend an,
dass häufig in undifferenzierter Weise von
„den” Migranten gesprochen werde. Nicht
selten würden in falscher Solidarität Bilder
projeziert, die aus Migranten per se bessere
Menschen machten. Dabei gäbe es z.B.
ebenso wie bei anderen Gruppen auch
unter türkischen Eigentümern „Miethaie”.

Genauso wenig treffend sei der Begriff
„Ausländer”, so der Planungsdezernent der
Stadt Dortmund. Dabei verweist er auf die
Gruppe der „Spätaussiedler”, die zwar über
einen deutschen Pass verfüge, häufig aber
eine ähnliche Problematik wie andere
Zuwanderergruppen aufweise. Viele unter
ihnen seien kaum der deutschen Sprache
mächtig und schlecht ausgebildet, und hät-

Links:
Reiner Stücker,
Jurist und Mietrechtler
Rechts:
Birgit Wehrhöfer,
Landeszentrum für
Zuwanderung Nordrhein-
Westfalen (LzZ)

Session 1

Konstatiert wird ein
besonders ausgeprägter
Bedarf nach großen
Wohnungen sowie 
nach Gartenflächen.
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ten somit nur geringe Chancen, einen Ar-
beitsplatz zu finden. Gerade die Woh-
nungsbaugesellschaften hätten viele Men-
schen aus dieser Gruppe unter ihren Mie-
tern. Hier fände sich eine deutliche Dis-
krepanz z.B. zu gut integrierten Türken mit
deutschem Pass, die immer als „die Aus-
länder” gelten.

Chancen und Barrieren für Migranten
auf dem Wohnungsmarkt.

Schon zu Beginn der Diskussion zu diesem
Aspekt wird angemerkt, dass es nicht, wie
im Titel dieser Session offen gelassen, um
die Folgen der „sozialen Lage” oder von
„Diskriminierung” gehe, sondern um eine
Kombination aus beiden Fragen. Von seiten
der Wissenschaft wird zusätzlich eingewor-
fen, dass es angesichts dieser Gemengelage
äußerst schwierig sei, zu einer trennschar-
fen Analyse der jeweiligen Verursachungs-
zusammenhänge zu kommen. Im Hinblick
auf die Gestaltung und Treffsicherheit poli-
tischer Maßnahmen sei dies zugleich aber
wichtig , so der niederländische Kollege.

Tatsache sei, so der Bericht aus Frankfurt
am Main, dass sich nichtdeutsche Mieter
mit schlechterem Wohnraum zufrieden ge-
ben müssten. Allerdings finden sich große
Wohnungen dort offensichtlich fast nur im
Altbau. Neue Wohnungen seien hingegen
fast immer relativ klein. Ausländische
Haushalte, die große Wohnungen suchten,
gingen daher häufig in die Altbaubestände,
was gleichzeitig den Zuzug in bestimmte
Stadtteile fördere. Gleichzeitig stünden als
negative Folge der Quotierung in Frankfurt
gerade auch große Wohnungen leer.

Der Wissenschaftler von der Universität
Dortmund stellt die häufig gewissermaßen
zur Prämisse erhobene These in Frage, wo-
nach ausländische Haushalte im Durch-
schnitt über eine geringere Mietzahlfä-
higkeit verfügen als deutsche Haushalte

und nur deshalb auf die schlechteren und
billigeren Altbaubestände angewiesen
seien. Hier müsse man vielmehr zwischen
formellem und informellem Einkommen
differenzieren. Auch sei die Erwerbsquote
in Migranten-Haushalten in der Regel rela-
tiv hoch. Unter dem Strich könne sogar
eine höhere Zahlungsfähigkeit und -bereit-
schaft gegeben sein. Der Vertreter des
Lünener Wohnungsunternehmens unter-
stützt diese These. So seien die Mietrück-
stände von türkischen Haushalten in seinen
Beständen tatsächlich geringer als die der
deutschen Haushalte. Auch zeige sich, dass
bei drohender Räumung türkische Mieter
ihre Mietschulden letztendlich doch beglei-
chen könnten.

In einem kurzen Rückblick beschreibt der
Vertreter des Mietervereins Dortmund die
Entwicklungen in der Wohnsituation von
Migranten. Chancen für ausgegrenzte
Migrantengruppen, auf dem Wohnungs-
markt unterzukommen, habe es in den 80er
Jahren vor allem im minderwertigen privat-
finanzierten Wohnungsbau und später auch
im Sozialen Wohnungsbau gegeben. 

Die 90er Jahre hätten sich dann als ein von
Diskriminierung auf dem Markt geprägtes
Jahrzehnt erwiesen, insbesondere ange-
sichts der zu Beginn der 90er Jahre herr-
schenden Marktverengung und Wohnungs-
not. Seitdem habe sich der Wohnungsmarkt
sehr stark in unterschiedliche Angebote

Mitte: 
Heinz-Peter Junker,

Prokurist der Dortmunder Ruhr-
Lippe Wohnungsgesellschaft

Rechts: 
Prof. Dr. Volker Kreibich,

Professor an der Fakultät
Raumplanung der 

Universität Dortmund

Häufig müssen 
sich Migranten 

mit schlechteren
Wohnungen 

zufrieden geben.
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ausdifferenziert. Dabei seien aber einige
außen vor geblieben, die keinen Zugriff auf
dieses Angebot hätten, darunter vor allem
Migranten-Familien mit vielen Kindern.
„Diskriminierung ist massiv auf dem Woh-
nungsmarkt vorhanden!”, so seine eindeuti-
ge Aussage. Die anwesenden Akteure aus
der Wohnungswirtschaft sieht er als Ver-
treter eines bestimmten Anbietersegmentes,
das zwar auf Wirtschaftlichkeit bedacht sei,
aber zugleich auch andere Hintergründe
und Orientierungen aufweise. Die größte
Diskriminierungsproblematik spiele sich im
Bereich der privaten Vermieter ab, wo der
Vermieter individuell und frei entscheiden
könne, welche Mieter ihm genehm seien.
Verschiedene Vermieter gewährten
bestimmten Gruppen, nicht nur Migranten,
keinen Zugang zu deren Wohnungen: „Das

macht einen relativ großen Anteil aus. In
der Beratung haben wir es mit Leuten zu
tun, die gezwungen sind, sich eine andere
Wohnung zu suchen. Und sie sind fru-
striert, weil der Zugang zum Gesamtmarkt
nicht vorhanden ist. Sie kommen in
bestimmte Stadtteile nicht hinein.”

Der Vertreter des Dortmunder Wohnungs-
amtes bestätigt die Einschätzung, dass
Diskriminierung vor allem auf dem freifi-
nanzierten Markt augenfällig sei. Inzwi-
schen legten Gesellschaften hier hingegen
zumeist ein angemessenes Verhalten an

den Tag. „Vermieter geförderter Bestände,
die keine Ausländer nehmen wollten,
haben wir uns vorgeknöpft.”

Allerdings stelle sich heute, so die Er-
gänzung seitens des Mietervertreters, in
einzelnen Marktsegmenten verschiedent-
lich eine Situation ein, wo einzelne
Vermieter ihre Wunschmieter nicht mehr
bekommen. Sie seien dann gezwungen, all-
mählich umzusteuern und sich auf eine
andere Kundengruppe einzulassen. Je offe-
ner der Wohnungsmarkt von der Anbieter-
seite aus werde („Mietermarkt”), desto eher
müssten Anbieter für Gruppen aufmachen,
die sie bisher ausgegrenzt haben. Noch
seien die Leerstände zumeist eher gering.
Bei 2-3 % werde im Sinne der notwendigen
Fluktuationsreserve noch von einer ausge-
glichenen Nachfrage gesprochen. Der Mie-
tervertreter sieht allerdings einen veränder-
ten Handlungsdruck auf die Vermieter zu-
kommen, wenn Leerstände die Größenord-
nung von 5-8 % erreichen.

Ein deutscher Eigentümer türkischer
Herkunft berichtet von seinen Erfahrungen,
die er bei der Finanzierungsvermittlung mit
Banken im Zusammenhang mit einer anste-
henden Fassadengestaltung und einem
geplanten Dachausbau in seinen Woh-
nungsbeständen gemacht hat. Da er sich
möglicher Schwierigkeiten bewusst war,
wollte er die Angelegenheit möglichst pro-
fessionell angehen und sicherte sich über
den Planerladen die Unterstützung einer
Unternehmensberatung. Besonders offen-
kundig sei die Antwort einer Bank gewesen.
Diese habe das Finanzierungsbegehren u.a.
aus dem Grund zurückgewiesen, dass der
Besitzer türkischer Herkunft sei und viele
der Bewohner Ausländer wären. Andere
Kreditinstitute hätten mit rein formellen
Begründungen abgelehnt. Trotzdem seien
die Baumaßnahmen mit Unterstützung des
Planerladens und einer Förderung seitens
der Stadt Dortmund realisiert worden,

Birgit Wehrhöfer
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Diskriminierung ist 
vor allem auf dem 
freifinanzierten
Wohnungsmarkt 
augenfällig.

Auch Stadtteile, die nicht
die Schwerpunkte von
Zuwanderung sind, 
müssen sich an der
Integration von 
Migranten beteiligen!
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wenn dies auch seine finanziellen Möglich-
keiten arg strapaziert habe.

Der Vorsitzende des Türkisch-Islamischen
Kulturvereins in Hörde schildert anschlie-
ßend seine Erfahrungen mit Vorurteilsstruk-
turen im Zusammenhang mit dem geplan-
ten Wohn- und Siedlungsprojekt Grimmel-
siepen. Bislang gebe es im betreffenden
Gebiet nur relativ wenige Migranten. Diese
wohnten aber schon länger dort und leben
seiner Einschätzung nach gut mit der deut-
schen Nachbarschaft zusammen. Daher
hätte man gehofft, das Projekt könnte in
Hörde erfolgreich platziert werden. Gegner
des Projekts wollten dort aber kein
„Ghetto”, wie sie sagten. Allerdings gebe es
in anderen Straßenzügen von Hörde längst
eine viel höhere Konzentration von
Ausländern. „Es geht eher darum, dass man
dagegen ist, dass jetzt Türken die Bau-
herren sind.” Ein anderer Bauinteressent
habe an gleicher Stelle 82 Wohneinheiten
geplant, doch in 6 Monaten habe sich nie-
mand als Projektgegner gemeldet. Jetzt
werde gegen das Projekt mit 54 Wohnein-
heiten einschließlich eines Gemeindehau-
ses und einer Moschee vorgegangen, weil
es angeblich zu dicht bebaut werden solle.
Dass die Abstimmung in der Bezirksver-
tretung von Hörde nur mit 10 : 9 Stimmen
für das Projekt ausgegangen sei, könne eine
Diskriminierung zusätzlich fördern, zumal
die Politik vor Ort noch vor 6 Monaten das
Projekt einstimmig beschlossen habe. Er
fürchte nun, dass es jetzt mehr Projekt-
gegner in der Bevölkerung geben werde, da
diese jetzt eine politische Unterstützung
bekommen hätten. 

Der Planungsdezernent der Stadt Dort-
mund sieht das anders und betrachtet die
Entscheidung als ein positives Votum durch
Teile der politischen Vertreter bzw. Parteien.
Ein Vertreter des Planerladens betont, dass
dieses Beispiel sehr illustrativ sei und keine
neue Erfahrung darstelle. Es stehe aber für

ein generelles Problem der Ausgrenzung
bestimmter Gruppen. Die Entscheidung der
Bezirksvertretung Hörde könne auch als ein
Signal dafür interpretiert werden, dass man
durch permanente Abwehr und Ausschluss
ein Problem nicht lösen könne. Mit dem
Projekt werde in Dortmund auf jeden Fall
Neuland betreten. Die Tatsache, dass der
Bezirksvorsteher von Hörde gegenüber der
Öffentlichkeit ausdrücklich anerkenne,
dass auch andere als die nördlichen Stadt-
teile sich an der Integration von Migranten
beteiligen müssten, sei bemerkenswert und
wäre seiner Einschätzung nach in dieser
Form bis vor wenigen Jahren noch nicht
möglich gewesen. Eine weitere Vertreterin
des Planerladens kann die Enttäuschung
der Initiatoren zwar verstehen, macht aber
deutlich, dass man am Hörder Beispiel
belegen könne, dass durch fortgesetzte dif-
ferenzierte Diskussionen etwas erreicht
werden könne: „Das Hörder Projekt kann
eine Beispielfunktion für die Förderung des
interkulturellen Dialoges haben!”

An die Wissenschaft wird anschließend die
Frage gerichtet, welche Methoden im
Umgang mit Vorurteilen und falschen
Bildern – z.B. dass jeder Türke gleich als
Islamist angesehen werde – erfolgverspre-
chend seien. Der Vertreter des Planerladens
sieht den Hauptansatzpunkt in einer
Versachlichung und Entethnisierung der
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Der Türkisch-Islamische
Kulturverein Hörde mit
rund 400 Mitgliedern,

plant den Neubau von 54
Einfamilienhäusern und

eines Gemeindezentrums 
mit Moschee. 

Betreutes Wohnen für
Senioren soll in einem
Teilbereich ermöglicht

werden. Insgesamt sollen
20.000 Quadratmeter
bebaut werden, rund
1.000 davon für das

Gemeindezentrum 
und die Moschee. 

Diese würde die erste in
Dortmund sein, die mög-

licherweise über eine 7
Meter hohe Kuppel und

ein Minarett verfügt.
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Diskussionen, um durch Information Äng-
ste zu nehmen und durch Moderation die
Auseinandersetzung mit dem Thema ratio-
naler zu gestalten. Man müsse sich insbe-
sondere bemühen, Bilder positiv zu bele-
gen. Auch wäre zu hinterfragen, welche
Leistungen das geplante Wohn- und
Siedlungsprojekt für das angrenzende
Quartier erbringen könne.

Der Vertreter des Wohnungsbauministeri-
ums vertritt die Ansicht, dass die Hand-
habung des Projektes durch die Politik
Ausdruck einer in Deutschland generell
mangelnden Fähigkeit sei, mit gesellschaft-
lichen Minderheiten umzugehen. Auch
wenn in Hörde ein Behindertenwohnheim
oder ein Homosexuellen-Wohnprojekt
oder nur eine vom allgemeinen Bild abwei-
chende Architektur gebaut werden sollte,
gäbe es einen Aufschrei. Selbst ein Wohn-
projekt für deutsche Großfamilien wäre sei-
ner Einschätzung nach politisch problema-
tisch gewesen.

Der Wissenschaftler aus Wien wirft ein,
dass häufig zu wenig differenziert werde
zwischen institutioneller Diskriminierung
und der Diskriminierung auf der sozialen
Ebene, also durch bewusst oder unbewusst
benachteiligendes Verhalten. Ein sorgfälti-

ger Umgang mit der Thematik sei daher
nötig, auch um über geeignete Maßnahmen
angemessen reden zu können.

Perspektiven und Trends auf dem
Wohnungsmarkt.

Von verschiedenen Seiten wird ein deutlich
erkennbarer Trend von Migranten in Rich-
tung Eigentumsbildung konstatiert. Diese
Tendenz sei besonders bei Jüngeren vorzu-
finden. In Frankfurt am Main, so ein ergän-
zender Einwurf, seien nicht zuletzt auch
gute Erfahrungen mit der Privatisierung von
Sozialem Wohnungsbau an die Mieter
gesammelt worden. Diese werde gerade
auch von Migranten gut angenommen,
wobei sie als Eigentümer von Wohnungen
deutlich mehr Verantwortung für ihr
Wohnumfeld übernähmen.

Der Architekt des Wohn- und Siedlungs-
projektes in Dortmund-Hörde sieht im Be-
reich der Eigentumsbildung bei Migranten
einen deutlichen Nachholbedarf. Nur ein
geringer Teil aus der zweiten und dritten
Migrantengeneration verfolge noch Rück-
kehrabsichten. Vielmehr würden die in der
Türkei erworbenen Immobilien verkauft, so
dass Kapital für den Eigentumserwerb in
Deutschland frei werde. Die Wohnungs-
wirtschaft müsse hier Lösungen anbieten,
um die Nachfrage zu bedienen. Auch die
Politik hinke dieser Entwicklung noch hin-
terher. Der konkrete Verlauf dieser Ent-
wicklung werde sich sicher kaum anders
darstellen als in der Mehrheitsgesellschaft.
Je nach sozialer Schicht, Religion und
Kultur entscheide man sich für ein Eigen-
heim in einem bestimmten Umfeld, viel-
leicht einer vorwiegend deutsch geprägten
Gegend, oder aber in einer stärker mit
Landsleuten bewohnten Siedlung.

Diese Einschätzung wird durch weitere
Beobachtungen bestätigt. So sieht der
Vertreter des Lünener Wohnungsunter-
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Bei der Eigentumsbildung
zeigt sich bei Migranten
ein deutlicher
Nachholbedarf, 
der, auch auf Grund 
von Diskriminierung, 
nicht immer befriedigt
werden kann.
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nehmens bei den Kindern von Migranten
stärker die Tendenz, nicht mehr in dem
engen und bis zu 60 % von türkischen
Migranten geprägten Umfeld der ange-
stammten Siedlung zu verbleiben. Dem-
nach interessieren sie sich mehr für neuge-
baute Miet- und auch Eigentumswohnun-
gen in anderen Teilen Lünens. Von anderer
Seite wird zusätzlich auf das Beispiel des
Zuwanderstadtteils Marxloh in Duisburg
hingewiesen. Dort wohnende Türken wür-
den sich zwar Eigentum innerhalb von
Duisburg kaufen, nicht aber im ange-
stammten Stadtteil selbst.

Der Vertreter der Ruhr-Lippe Wohnungs-
gesellschaft berichtet demgegenüber von
problematischen Tendenzen in den Bestän-
den des Wohnungsunternehmens. So bil-
den sich offenbar immer stärker eigen-eth-
nische Quartiere aus. Insbesondere hebt er
die Zuwanderung vieler Osteuropa-Deut-
scher heraus, die Integrationsschwierig-
keiten hätten und sich selber abschotteten.
Hinzu kämen Konflikte zwischen den ver-
schiedenen Ethnien: „In den Nachbarschaf-
ten gibt es Vorurteile und Abgrenzung,
bedingt auch durch die verschärfte sozial-
ökonomische Lage und durch Abstiegs-
ängste. Die Bereitschaft, sich auf andere
Kulturen einzulassen, sinkt erkennbar.”

Der Architekt des Wohn- und Siedlungs-
projektes in Dortmund-Hörde sieht beson-
dere Herausforderungen auf die Woh-
nungswirtschaft und auch auf die Politik
zukommen. Die Öffnung neuer Wohn-
bereiche für türkischstämmige Mitbürger
erfordere besondere Lösungen. Es gäbe
weder die ideale Lösung, noch Patent-
rezepte. Aber man müsse mit Pilotprojekten
starten, um hier Erfahrungen sammeln zu
können.

Der Blick über die Landesgrenzen hinweg
zeige, so der Experte aus Amsterdam, dass
sich in Holland eine Verschärfung der

Problematik vor allem als Folge der großen
Dynamik in den Einwandererstadtteilen mit
ihren weitgehend dem unteren Woh-
nungsmarktsegment zugehörigen Bestän-
den eingestellt habe. „Zu viele ziehen aus
und ein. Das führt dazu, dass die Quartiere
immer heterogener werden. Nie gab es so
viele Immigranten aus verschiedenen
Ländern und es gab nie einen solchen
Austausch der Bevölkerung. Es ist jetzt
schwieriger als vor 20 Jahren eine Politik zu
entwickeln.” Zudem schreite auch inner-
halb der Ethnien die Heterogenisierung
voran. Die Expertin aus Frankfurt am Main
verweist in diesem Zusammenhang auf die
generell veränderten Anforderungen an das
Handeln der wohnungspolitisch relevanten
Akteure: „Wir alle müssen uns auf neue
Lebensumstände einstellen.” Nordmarkt Dortmund 

Die große Fluktuation 
und zunehmende 

ethnische Heterogenität 
in vielen Einwan-

dererstadtteilen 
machen es Politik und

Wohnungswirtschaft
schwer, geeignete

Antworten zu finden.
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Erzwungene und freiwillige
Segregation unterscheiden sich.

Erzwungene Segregation als Ergebnis der
Wirkungen von Marktmechanismen und
Diskriminierungspraktiken mit der Folge
der Einschränkung der Wohnstandortopti-
onen von Migranten ist als negativ zu be-
werten. Demgegenüber können Migranten
von einer freiwilligen Segregation und vom
Leben in ethnischen Kolonien durchaus
profitieren, da diese starke soziale Netz-
werke bieten. Die Grenzen zwischen er-
zwungener und freiwilliger Segregation,
ebenso wie zwischen der Bildung ethni-
scher Kolonien und Tendenzen einer
„Ghettoisierung” sind fließend.

Benachteiligte Quartiere werden
überfordert.

In benachteiligten Quartieren – häufig zu-
gleich die Schwerpunkte von Zuwanderung
– sind Einheimische oftmals mit den ihnen
abverlangten Integrationsaufgaben überfor-
dert, was zu Konflikten führt. Einheimische
aus der Mittelschicht, zunehmend aber
auch bildungsnahe und aufstiegsorientierte
Migrantenfamilien, verlassen die sozial be-
lasteten Stadtteile mit schlechtem Wohn-
umfeld, wenn sie es sich leisten können
bzw. wenn sie Zugang zu alternativen
Wohnstandorten, sprich „besseren Wohn-
adressen”, finden können. Zurück bleiben
die ärmsten und am meisten benachteilig-
ten Haushalte in einem weiter destabilisier-

ten Stadtteil, in dem sozial deklassierte
deutsche Haushalte und Migranten-
haushalte nebeneinander leben. Vor dem
Hintergrund der strukturellen Spaltung des
Arbeits- und Wohnungsmarktes droht damit
die Gefahr der Herausbildung von räumli-
chen Clustern von Modernisierungsver-
lierern, darunter die verschiedenen Migran-
tengruppen, denen die ökonomische In-
tegration nicht gelungen ist und die als
„Entbehrliche der Arbeitsgesellschaft” oder
gar als „neue städtische Unterschicht” dau-
erhaft in Randständigkeit gedrängt werden.

Besser gestellte Haushalte entziehen
sich ihrer Integrationsaufgabe.

Die sozial-räumliche Ausgrenzung von Mi-
grantenhaushalten wird dort besonders
augenfällig, wo sich in mehr oder weniger
offener Weise kollektive Interessen zur
Abwehr von ethnisch homogenen oder
auch interkulturell angelegten Wohnpro-
jekten formieren. Die Protagonisten einer
solchen „Not-in-my-backyard”- Politik
legen es – mancherorts auch offen rassi-
stisch – darauf an, die gesellschaftliche
Realität von Zuwanderung zu negieren.
Letztlich geht es darum, sich der damit zu
erbringenden notwendigen Integrationsleis-
tungen zu entziehen und bestehende sozia-
le und ethnische Segregationsmechanis-
men weiter aufrechtzuerhalten.

Migranten auf dem Wohnungsmarkt: anstatt frei in
der Wahl, systematisch an den „Rand” gedrängt?

Leitthesen:

Session 2

Das insbesondere bei
Eigenheimbesitzern 
vielfach anzutreffende
sog. NIMBY-
Reaktionsmuster 
(„Not-in-my-backyard“)
stellt darauf ab,
Zuwanderer zu
Problemverursachern 
zu erklären und analog
einer Mülldeponie oder
Kläranlage als
„Belastungsmerkmal” 
zu definieren.
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Sozialer Wohnungsbau 
trägt zur Segregation bei.

Der soziale Wohnungsbau ist im deutlichen
Gegensatz zum Anspruch der staatlichen
Wohnungspolitik in der Nachkriegszeit
(„breite Schichten der Bevölkerung”) heute
zum Auffangbecken für Notfälle geworden.
Neben den dysfunktionalen Wirkungen der
Fördersystematik (u.a. Fehlbelegungsab-
gabe) haben Belegungspolitiken von
Kommunen und Wohnungsgesellschaften
in der Vergangenheit zur (erzwungenen)
Segregation von sozial schlechter gestellten
Migranten beigetragen. Besonders proble-
matisch gestaltet sich die Entwicklung in
den peripheren Großsiedlungen, in denen
sich Migrantenhaushalte buchstäblich auch
räumlich an den Rand der Stadtgesellschaft
gedrängt sehen. Wie die Erfahrungen mit
den Großsiedlungsprojekten der 60er und
70er Jahre zeigen, sind Großvorhaben aus
der Hand eines dominanten Wohnungs-
marktakteurs für eine Integrationsaufgabe
kaum geeignet.

1. Bringen steigende Leerstände eine Öff-
nung bestimmter Bestände für Mi-
granten mit sich, oder führen sie im
Gegenteil zu einer vermehrten sozial-
räumlichen Entmischung?

2. Was könnte das „Eigeninteresse” von
Wohnungsunternehmen aber auch von
Land und Kommunen sein, ihr Handeln
stärker an der Kundengruppe „Migran-
ten” auszurichten?

3. Segregation oder Mischung: Konflikt-
vermeidung versus Konfliktaustragung,
Entmischung versus Zusammenleben?

Die Durchökonomisierung des
Wohnungsmarktes bleibt nicht
ohne Folgen.

Der Experte aus Wien beginnt zunächst mit
einer allgemeinen Anmerkung: Angesichts
des allerorten erkennbaren Rückzuges des
Wohlfahrtstaates seien wir heute mit der
Tatsache konfrontiert, dass die öffentliche
Wohnungspolitik in Zukunft einen „Wohn-
bau” nur noch für die sozial schwächsten
Haushalte bereitstellen werde. Dies stehe
im deutlichen Gegensatz zur Philosophie in
den Jahren starken wohnungspolitischen
Engagements. Dort sei Wohnungspolitik
stets für das mittlere Drittel gedacht gewesen.

Von Seiten der Vertreter der Wohnungs-
wirtschaft werden diese Einschätzungen
ergänzend kommentiert. So sieht der Ver-
treter der Ruhr-Lippe Wohnungsgesellschaft
im wohnungspolitischen Bereich einen
generellen Paradigmenwechsel. Früher sei
die Wohnung als ein soziales Gut betrach-
tet worden, das bewirtschaftet wurde und
zur Versorgung weiter Bevölkerungskreise
dienlich war. Jetzt werde sie nur mehr als
Ware gehandelt, wobei die Wohnungs-
bestände eines Unternehmens regelmäßi-
gen Portfolio-Analysen unterworfen seien,
bei der allein die Wertentwicklung der
Objekte im Vordergrund stehe. So schlage
vor allem bei den öffentlichen Wohnungs-
gesellschaften die allgemeine politische
Entwicklung, insbesondere die Sparzwänge
bei Stadt, Land etc., auf die Unternehmens-
politiken durch und zwinge sie, ihre
Immobilien so zu bewirtschaften, dass die
Renditeerwartungen des Eigentümers erfüllt
werden könnten. Es bestehe dabei ein
deutlicher Konflikt zwischen der sozial-ge-
meinnützigen Tradition der Unternehmen
(„Wohnraum vor allem auch für arme Leute
zu schaffen”) und dem Erfordernis,
Vermögen zu sichern und zu erweitern.
Der Einfluss der Kommunen, sei in An-
betracht der wirtschaftlichen Zwänge eher

Diskussion:
Moderation: Heike Hanhörster

Bis 1989 waren die ge-
meinnützigen Wohnungs-

und Siedlungs-
unternehmen von der

Körperschaftsteuer, der
Vermögensteuer und der

Gewerbesteuer befreit.
Seit dieses Wohnungs-

bauförderinstrument im
Zuge der Steuerreform
von 1990 aufgehoben
wurde, sehen sich die

entsprechenden
Unternehmen gezwun-
gen, weitaus marktwirt-
schaftlicher zu agieren,
als in früheren Zeiten. 

Im deutlichen Gegensatz
zur Tradition der Gemein-

nützigkeit, steht bei vie-
len Unternehmen heute

die Wertentwicklung ihrer
Objekte im Vordergrund.
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gering. Leerstände zu akzeptieren, sei vor
10 Jahren noch möglich gewesen. Heute
sei so etwas aber schwierig durchzusetzen.
Konkret heißt das, dass Wohnungsbestände
verkauft oder in niedrigem Standard belas-
sen würden.

Angesichts drohender Leerstände stehe
heute die Vermögenssicherung an erster
Stelle, so die Anmerkung des Vertreters des
Lünener Unternehmens. Es gebe in den
Wertgutachten Wertabschläge wegen soge-
nannter fehlender Marktgängigkeit. Um
dies zu verhindern, arbeiteten die Woh-
nungsunternehmen daher auch gegen ein
schlechtes Image und eine Stigmatisierung
von bestimmten Quartieren oder Sied-
lungen an, allein schon, um den Wert der
Immobilien zu erhalten. Bei den angespro-
chenen Portfolio-Analysen würden in der
Tat Stadtteile „mit” und „ohne” Perspek-
tiven ermittelt. Auf dieser Grundlage wür-
den dann Bestände verkauft, darunter auch
an türkische Käufer, – eine Beobachtung,
die der anwesende türkischstämmige
Investor mit einem kurzen Zwischenruf
zusätzlich bekräftigt. Zugleich werde in
den Umbau und die Erweiterung der laut
Analysen guten Bestände investiert, nicht
aber in den gesamten Bestand, so wie es
früher einmal war. Öffentliche Förderung

werde dabei nicht in Anspruch genommen,
da man damit Bindungen eingehen müsste.
Sein Unternehmen denke insgesamt eher
langfristig für die nächsten 50 Jahre und sei
nicht vornehmlich auf kurzfristige Renditen
bedacht.

Die stärkere Durchökonomisierung des
Wohnungsmarktes findet, nach Einschät-
zung der Sozialdezernentin der Stadt Bo-
chum, ihren Ausdruck heute insbesondere
in einer ungesteuerten Segregation. Die
Leerstände bedeuteten einen ökonomi-
schen Druck für die Wohnungsgesell-
schaften. Gleichzeitig fürchte die öffentli-
che Hand, dass Sozialmieter nicht mehr
untergebracht werden können, wenn die
meisten Wohnungen aus der Sozialbindung
fallen. Die Erfahrungen zeigten allerdings,
dass die privaten Wohnungsunternehmen
im Rahmen ihres marktwirtschaftlichen
Handelns feststellten, dass ein Sozialhilfe-
empfänger durchaus ein guter Kunde sei,
weil er regelmäßig zahle, vor allem wenn
die Miete direkt vom Amt überwiesen
werde. Über weitergehende Steuerungs-
möglichkeiten verfüge die Kommune aller-
dings nicht. 

Seitens der Moderatorin wird die Frage auf-
geworfen, ob sich vor diesem Hintergrund
das besondere Engagement zur Stabilisie-
rung von Nachbarschaften lohne, für das
die Wohnungsgesellschaft aus Lünen vor
einiger Zeit den „Preis Soziale Stadt” erhal-
ten habe. Es sei schwierig nachzuweisen
und entsprechend gegenüber den Auf-
sichtsgremien zu belegen, ob sich diese
Anstrengung wirklich rentiere, so die Ant-
wort. Die Vermeidung von Leerständen
liege in jedem Fall aber im unmittelbaren
wirtschaftlichen Interesse des Wohnungs-
bauunternehmens. „Wenn es dann beglei-
tende Einrichtungen gibt – den Nach-
barschaftshilfeverein oder den Treffpunkt
Konradplatz als multikulturelle Begeg-
nungsstätte –, die im Bewusstsein der Be-

Tendenziell werden
Wohnungsbestände in
Stadtteilen „ohne
Perspektive” verkauft, 
mit der Folge einer 
stärkeren Segregation.
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wohner ihren Stellenwert haben, dann ent-
steht eine Kultur der Gemeinschaft. Diese
ist sehr wichtig und hat stabilisierende Wir-
kungen.”

Ethnische Segregation als Chance – 
nicht „Ghetto” sondern 
„ethnische Kolonie”.

Allgemein sei heute eine sich verschärfen-
de Tendenz zur sozialräumlichen Segrega-
tion zu beobachten, so der Experte aus
Wien. Personen, die mobiler seien, zögen
in jene Bestände, die sie sich leisten könn-
ten. Weniger mobile Haushalte seien dem-
gegenüber auf die Billig-Bestände angewie-
sen und blieben zurück. In der Politik deut-
scher und österreichischer Städte sei gene-
rell eine große Furcht vor Segregation vor-
zufinden. Segregation als solche sei aber
weder a priori als gut noch als schlecht zu
beurteilen. Allerdings: „Segregation mit
benachteiligten Personen in benachteilig-
ten Gebieten gilt es zu vermeiden. Das ist
eine klare Botschaft.”

In jedem Fall sei der Begriff „Ghetto” völlig
fehl am Platze, so der ergänzende Hinweis
eines Teilnehmers. Die Wissenschaftlerin
aus Dortmund unterstützt diese Einschät-
zung und belegt dies mit entsprechenden
Befunden aus einem Forschungsprojekt an
der Fakultät Raumplanung der Universität
Dortmund. So wurde im Dortmunder Stadt-
teil Nordstadt untersucht, ob es dort
Tendenzen hin zu einem „Ghetto” gibt und
ob sich der Zuzug in diesen Stadtteil als
eine Einbahnstraße erweist. Erhoben wor-
den sei, wie viele Haushalte nach 10-20
Jahren noch am alten Standort wohnen. Es
habe sich gezeigt, dass die Fluktuation bei
Migranten größer war als bei Deutschen. Es
heiße also nicht: Einmal Nordstadt, immer
Nordstadt. Man müsse endlich dazu kom-
men, Migranten als Ressource zu betrach-
ten, und nicht als Problem.

Der Vertreter des Wohnungsunternehmens
aus Lünen stellt die Frage in den Raum, ob
Segregation einen guten Weg zur Inte-
gration darstellt. Daran knüpft er die Frage,
ob man es wagen könne, einen Sied-
lungsbereich, dessen Bewohnerschaft zu
etwa 60 % bereits aus Muslimen besteht,
mit weiteren Muslimen zu belegen. Er
berichtet von Spannungen, die häufig ent-
stünden, wenn eine türkische Familie in
eine bisher rein deutsche Hausgemein-
schaft einziehe: „Ein typisches Problem ist
der Lärm, z.B. wenn es während des Rama-
dan zu viel abendlicher Bewegung im Haus
kommt.” Um solche Konflikte von vornher-
ein zu vermeiden, werde mittlerweile bei
der Glückauf Gemeinnützigen Wohnungs-
baugesellschaft diskutiert, Häuser ethnisch
homogen zu belegen.

Der Planungsdezernent der Stadt Dort-
mund unterstützt die These, wonach Segre-
gation die Voraussetzung für Integration
sein kann. Ein Integrationsprozess könne
stufenweise über drei Generationen verlau-
fen, wie am Beispiel der „Ruhrpolen”
ablesbar. Konzentration und Zuzug von
Migranten seien oft stabilisierende Faktoren
in benachteiligten Stadtteilen, in denen
Deutsche nicht mehr wohnen wollten.
Dass sich die Nordstadt als der Zuwande-
rerstadtteil Dortmunds heute als interkultu-
reller Stadtteil mit vielen urbanen
Qualitäten darstellen könne, sei auch eine
Leistung von Politik und Verwaltung. „Wir
haben hier die Chance, eine hohe gesell-
schaftliche Qualität zu erlangen, wenn die
kulturellen Unterschiede gegenseitig be-

Links:
Kay Noell,

Ministerium für Städtebau und
Wohnen, Kultur und Sport des

Landes Nordrhein-Westfalen
Rechts:

Thomas Böhm,
Wohnungsamt Dortmund

Der Begriff des „Ghettos”
wurde im 14. Jahrhundert

für die bereits seit dem
12. Jahrhundert bekann-
ten abgesperrten Wohn-

bezirke der Juden ge-
prägt. In den USA 

wurden bestimmte Wohn-
gebiete der farbigen

Bevölkerung auch als
„Ghettos” bezeichnet. Die

Abwanderung der wohl-
habenderen Afro-

Amerikaner aus den
„Ghettos” in eher von

Weißen besiedelte Bezirke
trug zu einem Anwachsen
der sozialen Krise in den

„Ghettos” bei. 
Ein heute „Ghetto”

genanntes Stadtquartier,
das sich durch eine
bestimmte ethnisch

geprägte Gruppe charak-
terisiert, ist in keiner

Weise mit den zwangs-
weise abgeschotteten

Judenghettos, im
Mittelalter oder gar in der
Nazi-Zeit, zu vergleichen.
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Mustafa Aydin,
Vorsitzender des Türkisch-
Islamischen Kulturvereins

Ullrich Sierau,
Planungsdezernent 
der Stadt Dortmund

fruchtend genutzt werden können.” Er stellt
dar, dass viele Fragen, die im Zusammen-
hang mit der Migration erörtert würden,
eigentlich soziale Fragen seien. 

Die Mischung unterschiedlicher Ethnien
wird von mehreren Teilnehmern der Runde
als positiv betrachtet. Insbesondere führe
sie zu größerer Toleranz untereinander, so
die Expertin aus Bochum. „Dort wo es
kaum Ausländer gibt, hat man Probleme
mit rechtsradikalen Jugendlichen. Wo man
sich gegenseitig erlebt, auch wenn man
sich nicht mag, gibt es solche Probleme in
der verschärften Form nicht.”

Der Experte aus Wien spricht die Erfah-
rungen mit integrativen Wohn- und Sied-
lungsprojekten an. Positive Beispiele gebe
es vor allem dort, wo die Zuwanderer-
haushalte über den Arbeitsmarkt eine gute

soziale Position innehätten. Bei vielen
Projekten gelinge auch die Durchmischung
von Einheimischen und Migranten.

Die Expertin aus Frankfurt am Main kann
von unterschiedlichen Erfahrungen aus
Projekten berichten, in denen Mischungs-
strategien verfolgt wurden. Das Zusam-
menleben könne sehr gut funktionieren.
„Probleme gibt es überall. Auch in rein
deutschen Vierteln ist das Zusammenleben
nicht immer einfach. Bei gemischtem
Wohnen muss sich eventuell gekümmert
werden.” Sie verweist in diesem Zusam-
menhang auf die wichtige Rolle von
Vermittlung und Begleitung. So könne vor
dem Einzug einer ausländischen Familie
mit den bereits ansässigen Mietern gespro-
chen werden, um Konflikten vorzubeugen.
Bei Problemen mit Lärm und Müll hätten
sich etwa Concierge-Projekte bewährt.

Hier knüpft der deutsche Investor türkischer
Herkunft mit seinen Schilderungen an. Er
selbst hat mehrere Häuser mit einem hohen
Ausländeranteil in einem Straßenzug im
Dortmunder Hafenquartier gekauft. An-
fänglich habe es Unruhe in der Straße gege-
ben, das konnte er bei einer ersten Mieter-
versammlung merken. Die spürbaren Vor-
urteile gegenüber ihm als ausländischem
Eigentümer konnten offenbar erst allmäh-
lich abgebaut werden. Er stellte einen deut-
schen Verwalter ein, ließ die Gärten gestal-
ten, eine künstlerische Fassadengestaltung
realisieren und veranstaltete Straßenfeste.
Heute hat er in seinen 74 Wohnungen kei-
nen Leerstand. Womit er allerdings täglich
kämpfe, klagt er, sei das Müllproblem:
„Über Mülltrennung wurde zwar in allen
Sprachen unterrichtet, aber für die erste
Migranten-Generation ist Mülltrennung
schwierig, da sie bisher nicht damit zu tun
hatte.” 

Viele Fragen, die im
Zusammenhang mit
Zuwanderung diskutiert
werden, erweisen sich 
als soziale Fragen.
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Wohnungspolitik hat bislang 
Polarisierungen eher zementiert.

Die staatliche Wohnungspolitik war immer
auch Strukturpolitik und beeinflusste über
die Objektförderung die Siedlungsstruk-
turen und die Stadtentwicklung insgesamt.
Sieht man einmal von einer kurzen Phase
in der Zeit nach dem 2. Weltkrieg ab, so
wurde sie in der Hauptsache zur Zemen-
tierung bestehender sozial-räumlicher
Polarisierungstendenzen in den Städten
genutzt. Dies steht im Gegensatz zur so-
zialstaatlichen Verpflichtung von Woh-
nungspolitik, die Versorgung auch jener
benachteiligten Haushalte zu gewährlei-
sten, die sich am Markt nicht angemessen
mit Wohnraum versorgen können. 

Forderungen nach antisegregativen
Politiken bleiben häufig nur
Lippenbekenntnisse.

Auf der einen Seite führt die Differen-
zierung und Hierarchisierung von Räumen
durch Marktmechanismen aber auch durch
Wohnungspolitik und Stadtplanung zu
(erzwungener) sozial-räumlicher Segrega-
tion. Auf der anderen Seite wird vor dem
Hintergrund der Programmatik der Schaf-
fung einer „gesunden Mischung” eine
Desegregationspolitik verfolgt, die z.B. in
Quotenregelungen ihren Ausdruck findet.
Allerdings zeigt sich, dass Antisegregations-

politiken mitunter zwar programmatisch
formuliert werden. Ungeachtet der tatsäch-
lichen Reichweite der Steuerungsversuche
werden sie aber nirgendwo mit einer sol-
chen Konsequenz und einem derartigen
Nachdruck verfolgt, wie dies für segregati-
onsfördernde Politiken der Fall ist.

Nur wenige Städte haben eine
Gesamtstrategie entwickelt.

Die Städte gehen Ihre politische Integra-
tions- und Antidiskriminierungsaufgabe in
unterschiedlicher Weise an. Nur wenige
haben eine kommunale Gesamtstrategie
entwickelt. Es liegt auf der Hand, dass die
Folgen des beschränkten Marktzuganges für
Migranten und die dadurch für sie entste-
henden Belastungen nicht allein durch
wohnungspolitische Maßnahmen aufgefan-
gen werden können.

Migranten fehlt der Zugang zur
(Wohnungs-)Politik.

Migranten fehlt der Zugang zu den politi-
schen Repräsentanten der Wohnungs- und
Planungspolitik und zu ihren administrati-
ven Umsetzungsinstanzen. Dies hat viel
mit der vielfach noch fehlenden interkultu-
rellen Öffnung der Institutionen der Mehr-
heitsgesellschaft zu tun. Den Ausländern
unter den Migranten fehlt es zudem an
politischen Rechten (wie dem Wahlrecht).
Sie sind damit keine wirklichen „Stadtbür-

Herausforderungen an die (Stadt-)Politik:
Antidiskriminierung im Wohnbereich als Bestandteil
eines „integrationspolitischen Gesamtkonzeptes”?

Leitthesen:

Session 3
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ger”. Es ist zu vermuten, dass diese politi-
sche Exklusion neben dem selektiven
Charakter der zum Einsatz kommenden
Beteiligungsverfahren für das nicht selten
geringe Interesse von Zuwanderern an par-
tizipativen Prozessen mitverantwortlich ist
(„Die entscheiden sowieso über unsere
Köpfe hinweg”). 

Zu Beginn der Arbeitssitzung benennt die
Moderatorin verschiedene Aspekte, die aus
ihrer Sicht nach den vorangegangen
Diskussionen noch eingehender zu erörtern
sind:
1. Auf welche Steuerungsmöglichkeiten

kann eine Politik zur Verhinderung von
„erzwungener” Segregation und zur
Öffnung von Wohnungsbeständen für
Migranten zurückgreifen?

2. Wie steht es um die aktive Mitbestim-
mung von Migranten in der Gestaltung
von Wohnungspolitik und Stadtpla-
nung?

3. Welche zusätzlichen Handlungsmög-
lichkeiten bietet ein Antidiskriminie-
rungsgesetz?

Palette und Reichweite politischer
Steuerungsmöglichkeiten.

Nachdem bereits zu Beginn des Workshops
mehrfach auf begrenzte Handlungsspiel-
räume der Kommunen hingewiesen wor-
den ist, wird in dieser Arbeitssitzung diffe-
renziert auf die Ansatzpunkte für eine poli-
tische Steuerung eingegangen. Der Experte
aus Wien betrachtet das im Zusammenhang
mit aktuellen Stadterneuerungsprogram-
men vielerorts installierte Quartiersmana-
gement als Teil des politischen Steuerungs-
instrumentariums. Diese Handlungsebene
und insbesondere die Ebene der Nachbar-

schaften dürfe nicht vernachlässigt werden.
Gerade auf der Ebene der Nachbarschaft
könne Integration in ihrer Substanz zerstört
aber auch gefördert werden.

Die Sozialdezernentin aus Bochum merkt
dazu an, dass hier grundsätzlich zwischen
zwei Steuerungsebenen zu unterscheiden
sei: einerseits der kommunalen Politik als
oberer Ebene, andererseits dem Quartiers-
management als unterer Ebene. Hier sei
etwa von Bedeutung, wie sich die soziale
Infrastruktur zukünftig entwickele. So sei
mancherorts zu beobachten, dass sich Sozi-
aleinrichtungen gerade aus den schwie-
rigen Quartieren zurückzögen. Gerade hier
sei die kommunale Politik in der Verant-
wortung, bei drohenden Erosionsprozessen
entsprechend gegenzusteuern.

Der Experte von der RAA teilt diese Ansicht
und plädiert zugleich dafür, dass man nicht
erst handeln dürfe, wenn es um ganze
Stadtteile oder -viertel gehe. Solche kleinen
Gebiete seien noch kein „Stadtteil mit be-
sonderem Erneuerungsbedarf”, trotzdem
müssten auch dafür Instrumente entwickelt
und Unterstützung sichergestellt werden,
z.B. von Seiten des Landes. Nach seinen
Beobachtungen hätten gerade auch die
Eigentümer der jeweiligen Bestände ein
großes Interesse an Lösungen.

Der deutsche Investor türkischer Herkunft
liefert hierfür ein illustratives Beispiel. Seine
bislang noch zu 40 % von einheimischen
deutschen Mietern bewohnten Wohnungen
würden bei Mieterwechseln zumeist mit
türkischen Mietern neu belegt. Vorurteile
untereinander seien zwar weiterhin noch
da, selbst nach vielen Jahren gemeinsamer
Nachbarschaft. Als Eigentümer versuche er
aber, diesen Prozess voranzubringen, in-
dem er Mieter zusammenbringe, die seiner
Erfahrung nach zusammen passen: „Irgend-
wann müssen sie das ja lernen.” Für die
laufende mieternahe Wohnungsverwaltung

Diskussion:
Moderation: Susanne Laaroussi

In Quartier und
Nachbarschaft finden sich
wichtige Ansatzpunkte
zur Gestaltung von
Integrationsprozessen.
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habe er ein Vor-Ort-Büro installiert, um für
aufkommende Differenzen und Beschwer-
den schnell erreichbar zu sein.

Der Vertreter des Ministeriums für Städte-
bau und Wohnen, Kultur und Sport des
Landes NRW hält eine Förderung klein-
räumlicher präventiver Maßnahmen im
Bestand zwar grundsätzlich für möglich. Er
sieht hier in erster Linie aber die Kom-
munen in der Verantwortung. Das Land
könne nicht überall zuständig sein, wo ein-
mal in einer Straße etwas brenne, sondern
müsse sich auf Gebiete mit ganz deutlichen
Defiziten beschränken. Gerade bei privaten
Eigentümergemeinschaften hätten sowohl
das Land als auch die Kommunen meist nur
geringe Steuerungsmöglichkeiten, zumal
vor dem Hintergrund der Haushaltseinspa-
rungen kaum mit zusätzlichen Förder-
anreizen zu rechnen sei. Schon heute sei
aber auch im Rahmen des Programms
„Soziale Stadt” ein präventives Vorgehen,
z.B. mit Hilfe eines Monitorings, durchaus
möglich.

Nach Einschätzung des Experten von der
RAA fehlt es im Wohnbereich weithin an
geeigneten Steuerungsmöglichkeiten der
öffentlichen Hand. So könne die Kommune
nicht eingreifen, wenn Wohnungsbestände
an unbekannte Investoren verkauft würden
und damit Unsicherheit bei den Bewoh-
nern entstünde. Es könnten auch keine
Vorgaben für das Zusammenlegen von
Wohnungen gemacht werden, wenn die
Wohnungsgesellschaften dies aus Gründen
mangelnder Rentabilität nicht selbst ver-
folgten. Auch gebe es z.B. keine öffentli-
chen Programme für die gezielte Schaffung
der von Migranten besonders nachgefrag-
ten großen Wohnungen. Für die Expertin
aus Frankfurt am Main drängt sich der
Eindruck auf, dass sich die öffentliche
Förderung eher nicht nach Bedarfen, insbe-
sondere aber nicht nach jenen von
Migrantenhaushalten ausrichte. In Frankfurt

würden große und zugleich bezahlbare
Wohnungen eben nicht gebaut, da man
damit offenbar kein Geld verdienen könne. 

Der Vertreter des für Wohnungsbau zustän-
digen Landesministeriums aus Nordrhein-
Westfalen betrachtet dies demgegenüber
als ein spezifisches Problem der Stadt
Frankfurt und des Bundeslandes Hessen. In
Nordrhein-Westfalen hätten Wohnungs-
ämter die Aufgabe, mit den Investoren des
Sozialen Wohnungsbaus zu verhandeln.
Das Landesprogramm für Mieteinfamilien-
häuser für Kinderreiche werde auch ent-
sprechend angenommen. Mittel dafür seien
weiterhin vorhanden.

Für den Wissenschaftler aus Wien stellt ein
Streit über die Möglichkeiten der Steuerung
auf Landesebene eine vergebliche Mühe
dar: „Wir tun so, als ob wir den Wohnbe-
darf steuern könnten. Das haben wir nicht
einmal in Zeiten des Wachstums und der
Verschuldung geschafft. Das werden wir in
den nächsten Jahren noch weniger schaffen
können.”

Der Diskussionsschwerpunkt verlagert sich
im Folgenden auf Fragen der Quotierung
und Belegung auf kommunaler Ebene ins-
gesamt und in einzelnen Wohnsiedlungen.
So fragt die Vertreterin des Landeszentrums
für Zuwanderung in Nordrhein-Westfalen
an, ob Quoten für den Anteil von Zuwande-
rern in den Wohnungsbeständen überhaupt
legitim seien. Auch spricht sie mögliche

Susanne Laaroussi,
Soziologin und Journalistin

beim Antidiskriminierungsbüro
Köln/ Öffentlichkeit gegen 

Gewalt e.V.

Das Programm „Soziale
Stadt” steht nicht nur für

einen Defizitausgleich,
sondern erlaubt 
auch präventive

Handlungsansätze.



32

Session 3

Kriterien an, die dabei eine Rolle spielen
sollten, z.B. Herkunft oder Staatsangehö-
rigkeit. Quoten würden häufig zu einer zen-
tralen Maßnahme erhoben, um die vielfach
erwünschte Durchmischung zu erreichen.

Die ehemalige Leiterin des Amtes für multi-
kulturelle Angelegenheiten der Stadt Frank-
furt am Main steht einer Quotierung zwar
kritisch gegenüber, fühlt sich aber nicht in
der Lage, grundsätzlich dafür oder dagegen
zu votieren. Es gebe auch sinnvolle und gut
funktionierende Quotierungen, die sehr dif-
ferenziert eingesetzt würden. Dazu werde
allerdings u.a. beim Wohnungsamt ein
hochqualifiziertes Personal benötigt sowie
gegebenenfalls Vermittler, die z.B. den
Zuzug von Migranten in ein Haus begleiten
und mit allen Parteien besprechen. In
Frankfurt seien auf Grund der Quotierung
mitunter aber auch absurde Situationen
entstanden. So wurde z.B. ein unattraktiver
Siedlungsbereich mit Beständen aus den
60er und 70er Jahren vorwiegend mit sozi-
al schwachen Migranten belegt, woraufhin
ein hochproblematisches Quartier entstan-
den sei. Da man mit den Problemen kaum
fertig geworden sei, hätten die Baugesell-
schaften und die Stadt vereinbart, Woh-
nungen eher leer stehen zu lassen, als an
dieselbe Klientel erneut zu vermieten. Es
standen somit große Wohnungen leer, die

man nicht an Marokkaner, Türken und
Aussiedler vermieten wollte, obwohl bei
diesen Gruppen ein entsprechend hoher
Bedarf gegeben war. Sie hält vor diesem
Hintergrund in Frankfurt eine Diskussion
über die Quotierung von Wohnungen
inzwischen für überfällig.

Die Expertin aus Bochum greift in ihren
Anmerkungen einen weiteren Aspekt der
Steuerungsthematik auf. So vertritt sie die
Einschätzung, dass die Politik in der Regel
andere Interessen verfolge als die Woh-
nungsbaugesellschaften. Bürger, die ihre
Furcht vor einem Asylbewerberheim in der
Nachbarschaft artikulierten, hätten wieder-
um andere Interessen. Ansatzpunkte für
eine bessere Berücksichtigung der unter-
schiedlichen Interessen sieht sie in der
Etablierung einer Verhandlungskultur in
allen gesellschaftlichen Bereichen. Bisher
herrsche in der Regel das sogenannte Sankt-
Florians-Prinzip vor, auch wenn es um die
Ansiedlung sozialer Einrichtungen gehe.
Diese seien häufig nicht gewollt, höchstens
noch im Hinterhof. Diese Problematik
werde sich noch verschärfen, wenn die
Städte weitere Schrumpfungsprozesse
durchmachten und die Entstehung von
Armutsinseln noch kontrastschärfer ihren
Niederschlag fände.

Die Bewohner der Brennpunkt-Stadtteile
selbst seien ebenfalls oft überfordert, vor
allem im Hinblick auf die Konfliktfähigkeit.
Benötigt werde daher Geduld, auch um
Konflikte aushalten und den Umgang damit
erlernen zu können. Als Beispiel nennt sie
eine geplante Moschee in Ahlen. Die dorti-
gen Runden Tische und Dialogstrukturen,
die bei der Schließung der Zeche aufgebaut
und auch interkulturell angelegt worden
waren, konnten offenbar später für die
Diskussion zum Thema Moscheebau ge-
nutzt werden. Im Ergebnis seien klare
Regeln ausgehandelt worden: wann, wie
lange und wie laut der Muezzinruf ertönen

Ralf Zimmer-Hegmann,
Institut für Landes- und
Stadtentwicklungsforschung 
und Bauwesen des Landes
Nordrhein-Westfalen (ILS)

Die Etablierung einer
Verhandlungskultur 
bietet Chancen, trotz 
vielfältiger
Einzelinteressen 
zu vermittelnden
Konfliktlösungen 
zu kommen.
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dürfe, usw. Dagegen charakterisiert sie die
vor einigen Jahren in Duisburg geführte
Auseinandersetzung um den Muezzinruf
als eine „Gespensterdebatte”. Dort seien
z.B. ganzseitige Anzeigen gegen den Mo-
scheebau geschaltet worden. Vor allem sei
dabei nicht im Sinne einer Zielfindung mit-
einander geredet worden, weil es an geeig-
neten Dialogstrukturen gefehlt habe.

Mit Blick auf kleinräumliche Integrations-
bemühungen auf der Ebene von Quartier
und Nachbarschaft spricht der Experte aus
Wien die Erfahrungen mit der sogenannten
„sanften Stadterneuerung” an. Diese sei
sehr positiv in den dicht bebauten Zuwan-
dererquartieren aufgenommen worden.
Lange Zeit hätten aber bautechnische und
generelle soziale Probleme im Vordergrund
gestanden. Zwar habe man im Grundsatz
dabei eine Querschnittsorientierung ver-
folgt, mehr oder weniger gezielt ausge-
schlossen gewesen seien aber die Pro-
bleme der Zuwanderer. Diese seien bislang
im Rahmen eines eigenen Integrations-
fonds in Wien, mit dem auch vor Ort im
Gebiet eingegriffen werden konnte, ange-
gangen worden. Die Aufgaben der Ver-
besserung der Wohnsituation und die der
Integration von Migranten seien also von
getrennten Stellen bearbeitet worden, was
sich an vielen Stellen als paradox heraus-
gestellt habe. Inzwischen gehe die offiziel-
le Politik weg von einer sektoralen Zuwan-
dererpolitik und hin zu einer Auflösung des
eigens dafür installierten Integrationsfonds.
Dadurch behandele das Quartiersmana-
gement, das vorher nur Stadterneuerung im
engeren Sinne betrieben habe, vermutlich
in Zukunft auch Integrationsfragen z.B. im
Rahmen des aktuellen URBAN II-Pro-
gramms und des neuen Ziel 2-Gebietes in
Wien.

Beteiligung und Aktivierung als
Empowerment-Strategie.

Migranten werde oft die Schuld dafür gege-
ben, dass sie nicht partizipierten, so der
Einstieg der Moderatorin. Dies liege aber
auch an den Formen und Methoden der
Beteiligung, die häufig nicht geeignet seien,
sowie an fehlenden Rechten.

Die Sozialdezernentin aus Bochum sieht
einen dringenden Bedarf, intensiver über
geeignete Partizipationsmöglichkeiten und
-angebote nachzudenken. So zeigten
Wahlanalysen, dass die Nichtwähler gera-
de in den benachteiligten Quartieren zu
finden seien. Diese Menschen hätten das
Gefühl, dass sie nicht beteiligt würden. Sie
sammelten negative Erfahrungen und emp-
fänden Politik in der Weise, dass über ihre
Köpfe hinweg gehandelt werde. Demge-
genüber gebe es aber auch gute Partizi-
pationsprojekte in den Stadtteilen, z.B. das
gemeinsame Bauen eines Spielplatzes.

Für Migranten gelte diese Problematik in
besonderer Weise, betont die Expertin aus
Frankfurt. Meist komme man nicht an die
eigentlichen Stadtteilbewohner heran.
Zwar ziehe man Interessensvertreter hinzu,
aber das seien nur einzelne Gesprächs-

Ismail Safi,
türkeistämmiger Hauseigentümer, 

Vermieter und Hausverwalter 
im Dortmunder Hafenquartier

Zu den generellen
Aufgaben eines Stadtteil-

bzw. Quartiersmana-
gements gehört die stadtteil-

weite und sektorübergrei-
fende Koordination der

Akteure aus allen
Bereichen. Es soll lokale

Partnerschaften aufbauen
und die Vernetzung der

Institutionen in spezifischen
thematischen Handlungs-

feldern vorantreiben. Neben
der Mobilisierung, Koordi-
nation und Bündelung von

öffentlichen und privaten
Ressourcen steht die stadt-
teilübergreifende Lobbyar-

beit bei Politik, Verwaltung,
Wirtschaft und bürgerschaft-

lichen Gruppierungen auf
der Agenda des Quartiers-
managements. Ein großer

Stellenwert kommt der
Moderation von Beteili-

gungsprozessen, sowie der
Unterstützung und dem

Aufbau bewohnergetragener
Strukturen zu. In diesen

Rahmen fällt auch die
wichtige Aufgabe der Einbe-

ziehung, Aktivierung und
Integration der verschiede-

nen Migrantengruppen.

.
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partner. Besser sei es, bekannte und aner-
kannte Multiplikatoren im Quartier zu
gewinnen, z.B. den Lebensmittelhändler
oder den Pizzabäcker „von nebenan”. Wei-
terführend sei es, diese Leute an einen
Runden Tisch zu bringen und zusätzliche
Beteiligungsmodelle zu entwickeln. Sie
verfügten über die Kontakte zur eigenen
Ethnie und die Zugangsmöglichkeiten, um
weitere Leute einzubinden. Dies funktio-
niere nicht über Flugblätter sondern im We-
sentlichen nur über eine sehr persönliche
und mühevolle Ansprache. Die Leute wür-
den dann auch mitmachen und seien stolz,
dabei zu sein. „Wenn sie dann noch ins
Rathaus geladen werden, und nicht in
irgendeine Baracke, dann kann es auf
Dauer funktionieren. Alles was halbherzig
ist, wird nicht gehen. Die Leute spüren,
dass es nicht ernst gemeint ist.”

Der Vertreter des Wohnungsunternehmens
aus Lünen fügt hinzu, dass sie vor allem
Vertreter der Moscheevereine an den
Runden Tisch gebeten hätten. Wenn der
Moscheevertreter dann komme, gegebe-
nenfalls mit Übersetzer, dann führe dies
allerdings zu einer zusätzlichen Filterung
der Meinungen. Man habe so eben nicht

die Bewohner selbst am Tisch. Die Frank-
furter Expertin bestätigt diese Einschätzung.
Sie habe feststellen müssen, dass die
Moscheevereine zu dem größten Teil der
Bevölkerung keinen Zugang hätten. Sie
seien häufig ethnisch oder religiös festge-
legt. Ihre Vertreter seien zwar wichtig, aber
es müssten auch andere Ansprechpartner
gefunden werden. 

Im Hinblick auf die Entwicklung geeigneter
Konsultationsmechanismen erweise sich
vor allem die zunehmende Heterogenisie-
rung, z.B. auch innerhalb unterschiedlicher
muslimischer Gruppen, als schwierig, so
die erläuternde Anmerkung des Wissen-
schaftlers aus Amsterdam. Es gebe somit in
der Regel keine direkten Repräsentanten
einer speziellen Ethnie. Der Architekt des
Wohn- und Siedlungsprojektes aus Hörde
wirft an dieser Stelle ergänzend ein, dass
die unterschiedlichen ethnischen Gruppen
und Kulturen auch nicht über den
Ausländerbeirat zu erreichen seien.

Der österreichische Wissenschaftler belegt
seine Einschätzungen zur Beteiligung von
Migranten an der Stadtteil- und Quartiers-
entwicklung mit einer kurzen Schilderung
der Erfahrungen im Rahmen der URBAN I-
Gemeinschaftsinitiative in den 90er Jahren.
Dieses Programm habe sich insbesondere
auf Zuwandererquartiere bezogen und
durchaus Integrationswirkungen gezeigt.
Die vielfältigen stadtteilkulturellen und
arbeitsmarktbezogenen Maßnahmen hätten
diesen, von staatlich-kommunalen Regula-
tionen weitgehend freien, Altbauwohn-
gebieten eine neue Attraktivität verliehen.
So sei ein neues „Stadtgefühl” entstanden,
das vermehrt auch junge österreichische
Haushalte angezogen habe, ohne gleich
zur Verdrängung ansässiger Gruppen zu
führen. Auffällig sei allerdings gewesen,
dass das URBAN-Büro von den Zuwande-
rern nur unzureichend wahrgenommen
worden sei. Erklärend fügt er hinzu, dass

Sophie Graebsch-Wagener
im Gespräch mit 
Isa Karatas

Über die Beteiligung der 
ethnischen Institutionen
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Ansprache der verschie-
denen Migrantengruppen
erfolgen.
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das Büro vor allem von Interessensvertre-
tern aus Stadterneuerung und Wirt-
schaftsförderung besetzt gewesen sei, die
im partizipativen Umgang mit Zuwan-
derern keine Erfahrung gehabt hätten.

Im Hinblick auf die Beteiligung an laufen-
den Planungsverfahren führt der Planungs-
dezernent der Stadt Dortmund das Beispiel
des neu aufzustellenden Flächennutzungs-
planes an. Dazu seien Masterpläne und
integrierte Stadtbezirksentwicklungskon-
zepte in den einzelnen Stadtteilen vorge-
stellt worden. Die Resonanz aus der Bevöl-
kerung sei sehr groß gewesen. Als ein
Befund habe sich ergeben, dass wenig
Migranten an den Veranstaltungen teil-
genommen hätten. Dies sei überaus bedau-
erlich, da es dabei in Dortmund immerhin
um etwa 70.000 Menschen gehe. Das in
einigen Stadtteilen eingerichtete Quar-
tiersmanagement sei deshalb teilweise
auch mit Menschen besetzt, die über einen
Migrationshintergrund verfügen. Hier seien
insbesondere Nachbarschaftsforen initiiert
worden, was sich als ein mühsamer, aber
durchaus erfolgreicher Prozess erwiesen
habe. Erkennbar sei, dass die Beteiligung
mit höherer Bleibedauer zunehme. „Da
spielen Ausbildung und Sprache eine Rolle.
Aber es ist nicht einfach.” Sein Interesse
richte sich insbesondere auf Best-practice-
Beispiele, in denen die Mitwirkung von
Migranten gelungen sei. 

Für die Expertin aus Bochum zeigt sich bei
Verfahren der Bewohnerbeteiligung eine
deutliche Dominanz von Planern. Hier
müssten ihrer Ansicht nach vermehrt Sozi-
alarbeiter eingebunden werden, die insbe-
sondere auch „am Küchentisch” der
Bewohner auf deren Belange eingehen
könnten. Tatsächlich seien in der Regel eine
Anzahl an Professionellen aus dem Sozial-
bereich ohnehin in den Sozialräumen vor
Ort präsent: z.B. Sozialarbeiter des Jugend-
amtes und des Sozialamtes, oder auch aus

der Altenhilfe. Diese müssten bei Beteili-
gungsprozessen im Stadtteil hinzugezogen
werden. Wenn etwa Stadtteilkonferenzen
organisiert würden oder Visionen zu ent-
wickeln seien, dann müssten die Planer
nicht bei Null anfangen. Falsch sei es,
anstehende Probleme allein aus der eige-
nen Fachlichkeit heraus zu sehen und an-
zugehen. Eigentlich sei schon seit vielen
Jahren klar, dass Bürgerbeteiligung im
Planungsbereich andere Wege gehen und
neue Formen finden müsse. „Wir sind in
der Jugendhilfe auf dem Weg zur sozial-
räumlichen Jugendhilfe. Mitarbeiter machen
bei jeder Art der Hilfen einen Ressourcen-
Check im Wohnumfeld: Wen habe ich zur
Stabilisierung von diesem oder jenem
Jugendlichen, z.B. Nachbarn, die ihn mor-
gens wecken können, damit er zur Arbeit
kommt, usw.? Die Nachbarschaften gilt es
zu entdecken.”

Anschließend spricht sie einen weiteren
Aspekt der Diskussion um die gesellschaft-
liche und politische Teilhabe von Migran-
ten an. Da Migranten meistens nicht über
das Wahlrecht verfügen oder es kaum aus-
üben, so die Einschätzung der Expertin aus
Bochum, seien sie für die Politik als Ziel-
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gruppe nicht so wichtig. „Wir brauchen
aber ein kommunales Wahlrecht für die
Leute, die hier längerfristig wohnen.” Für
den Vertreter des Planerladens hätte die
Einführung eines kommunalen Wahlrechts
für Migranten insbesondere eine Verände-
rung der Stimmgewalt zur Folge. Der
Wissenschaftler aus Österreich ergänzt die
Diskussion schließlich um den Hinweis,
dass im Frühjahr 2003 in Wien das Aus-
länderwahlrecht auf Gemeindeebene be-
schlossen worden sei. Es werde zwar noch
von der politischen Opposition in Frage
gestellt und soll vermutlich höchst-
richterlich überprüft werden, dürfte aber
allgemeinen Einschätzungen nach Bestand
haben.

Positive Diskriminierung von
Migranten oder universale Strategie
des Abbaus von Benachteiligungen.

Der Vertreter der RAA/Büro für interkultu-
relle Arbeit aus Essen formuliert die These,
dass das Problem mangelnder Mitbestim-
mung sich nicht nur auf Migranten beziehe,
sondern dass es in den benachteiligten
Stadtteilen insgesamt ein deutlich geringe-
res Partizipationsniveau gebe. So seien die
dort überdurschnittlich häufig anzutreffen-
den Sozialhilfeempfänger in der Regel eben
nicht politisch auf der Stadtteilebene aktiv.

Deshalb müssten alle Bewohner angespro-
chen werden. Insbesondere dürfe keine
„Segregation in den Köpfen” betrieben
werden. Bekräftigend fügt er hinzu: „Nicht
auch noch die benachteiligten Deutschen
diskriminieren!” Insgesamt halte er in die-
ser Diskussion nicht die ethnische
Herkunft, sondern die soziale Komponente
für den zentralen Aspekt. Auch sei zu
berücksichtigen, dass „interkulturelles
Lernen” nicht per se etwas Positives darstel-
le, weil nämlich auch negativ interkulturell
gelernt werden könne. Negative Kontakte
verfestigten sich seiner Einschätzung nach
zudem eher als positive Erfahrungen.
Wichtig sei es deshalb, Stadtteile als Gan-
zes in den Blick zu rücken und nicht die
verschiedenen Bewohnergruppen ausein-
anderzudividieren.

Auch die Expertin aus Frankfurt am Main
spricht sich dafür aus, die Politiken grund-
sätzlich generell auf benachteiligte Men-
schen in benachteiligten Quartieren auszu-
richten, um so eine soziale Spaltung als
Folge von gruppenspezifischen Maßnah-
men zu verhindern. „Wenn man nur was
für Migranten macht, hat man sofort die
deutsche Bevölkerung gegen sich. Alle
Maßnahmen müssen immer für alle gelten,
die in einem betroffenen Bereich wohnen.”
Besondere Maßnahmen für einzelne Ziel-
gruppen müsse es aber dennoch geben,
z.B. für Frauen. Deshalb bedürfe es zu-
gleich einer qualifizierten und differenzier-
ten Förderstrategie.

Die Vertreterin des Planerladens hält dem
entgegen, dass dieser Ansatz nicht frei von
Widersprüchen sei. So solle es bei der Parti-
zipation erklärtermaßen um alle Bürger ge-
hen. Dann erfolge aber in der Regel der
Hinweis auf besonders benachteiligte
Gruppen. Benachteiligung wirke sich aber
nun mal umso gravierender aus, je fremder
jemand aussehe und je dunkler seine Haut-
farbe sei. Die Bereitschaft dieser Menschen

Es geht darum, 
Stadtteile als Ganzes 
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Bevölkerungsgruppen 
zu vermeiden.
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zu partizipieren, sei zudem nachweislich
wesentlich geringer. Daher müsse man
Überlegungen anstellen, wie diese den-
noch beteiligt werden könnten. Um eine
Gleichstellung in den Chancen zu errei-
chen, sei deshalb eine Differenzierung in
der Ansprache unabdingbar.

Der RAA-Experte betont noch einmal, dass
er gesonderte Kriterien für eine Beteiligung
von Migranten nicht für erstrebenswert
halte. Seiner Ansicht nach wäre eine
Integration dann verwirklicht, wenn für
Nicht-Deutsche wie auch für Deutsche
gleiche Chancen angeboten würden.
Zudem hätten wir es generell und insbe-
sondere in den benachteiligten Quartieren
mit einer Pluralisierung von Lebensstilen zu
tun, mit der Folge, dass der soziale Kitt der
Nachbarschaften immer mehr bröckelt. Der
sozialen Arbeit komme hier eine immer
größere Bedeutung zu. Die Sozialarbeit
erweise sich damit im eigentlichen Sinne
als eine Antidiskriminierungs-Agentur für
die Stadtteilbewohner.

Der Vertreter des Dortmunder Wohnungs-
amtes bringt dies für sein Tätigkeitsfeld auf
den Punkt. Es sei heute mehrfach gesagt
worden, dass die Entwicklung des Be-
standes nicht mit einem Schwerpunkt auf
„Migranten” verfolgt werden solle. Er wirft
die Frage auf, ob eine solche Fokussierung
nicht schon eine diskriminierende Wirkung
haben könne. Die Probleme in den betref-
fenden Siedlungen seien immer ein Ge-
misch aus sozialen Hintergründen und der
Migrationsproblematik. Seit einiger Zeit
schon moderiere man beim Wohnungsamt
Prozesse, die durch Privatisierungswellen
in Bergarbeitersiedlungen ausgelöst wor-
den seien, z.B. in den Beständen der Viterra
AG. Dabei werde von ihrer Seite eine
„Win-win”-Situation angestrebt. Es hätte
sich schließlich gezeigt, dass alle Betroffe-
nen an einem Strang zögen, darunter auch
türkische Haushalte, weil es gemeinsame

Interessen gebe. Daher sei es aus seiner
Sicht nicht richtig, über Einzelinteressen,
wie etwa von Menschen mit Migrations-
hintergrund, an diese Problematik heranzu-
gehen. Vielmehr müsse eine Gesamt-
strategie verfolgt werden. Als Ansatzpunkt
für das Handeln solle deshalb nicht der As-
pekt der Diskriminierung in den Vorder-
grund gestellt werden, sondern das Ziel der
Verbesserung der Wohnsituation. Weiter-
gehend könnten dann auch Diskrimi-
nierungserfahrungen konkret angegangen
werden – aber nicht auf abstrakte Weise.

Der Vertreter des für Wohnungsbau zustän-
digen Ministeriums des Landes NRW warnt
an dieser Stelle nachdrücklich davor, durch
permanente Hinweise auf Diskriminierung
ein Abwehrgespenst aufzubauen. Man
solle die Probleme in den Wohnungs-
beständen nicht immer auf die ethnische
Herkunft beziehen. So gebe es in Düssel-
dorf mit seiner großen Anzahl an gutverdie-
nenden Japanern, ausländischen Botschaf-
tern oder Mitarbeitern von Großkonzernen,
für Migranten kaum Akzeptanzprobleme
auf dem Wohnungsmarkt. Diese würden
sogar gerne als Mieter gesehen. Diskrimi-
nierung habe aus seiner Sicht deshalb vor
allem mit sozialer Diskriminierung zu tun,
d.h. der Angst der Vermieter vor fehlender
Zahlungsfähigkeit. 

Dr. Katrin Gliemann,
Fakultät Raumplanung der

Universität Dortmund
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Die Vertreterin des Planerladens verweist
an dieser Stelle nochmals auf das geplante
Wohn- und Siedlungsprojekt in Dortmund-
Hörde. Hier würden auch die vorangegan-
genen negativen Erfahrungen der Initia-
toren eine Rolle spielen. Auch bei besser
situierten Menschen mit Migrantenhinter-
grund werde die Benachteiligung nicht
durch eine bessere wirtschaftliche Lage
aufgehoben. In Hörde solle z.B. Wohnei-
gentum erworben werden, was impliziere,
dass dort nur wirtschaftlich besser gestellte
Menschen einziehen könnten. Trotzdem
gebe es dieses „Geschrei” dagegen. Es sei
deshalb ungemein wichtig, ein anderes
Zeichen zu setzen. Die Expertin aus
Bochum wirft in dem Zusammenhang die
Frage auf, ob vor diesem Hintergrund zur
Sicherung von Gleichstellung eine Form
positiver Diskriminierung nicht doch ge-
rechtfertigt sei.

Die Moderatorin erinnert schließlich daran,
dass zumindest im Rahmen des laufenden
Workshops eine differenzierte Betrachtung
der verschiedenen Gruppen notwendig
und auch legitim sei, da es hier ja nicht
zuletzt um die spezifische Benachteiligung
von Migranten auf dem Wohnungsmarkt
gehe.

Signalwirkungen eines
Antidiskriminierungsgesetzes.

Der Vertreter des Dortmunder Mieterver-
eins betrachtet Diskriminierung als ein
dringendes gesellschaftliches Problem. Ein
Antidiskriminierungsgesetz hält er für rich-
tig, weil es ein politisches Signal an die
Gesellschaft darstelle, diese Form von Aus-
grenzung nicht zuzulassen. Die Chance,
dass sich die Möglichkeiten des Einzelnen
in diesem Rahmen verbesserten, sei aller-
dings recht gering. Tatsächlich beschwöre
der Kampf der Haus- und Grundeigentümer
hier eine Gefahr, die in der Realität nicht da
sein werde. „Zu beweisen, dass jemand aus
Diskriminierungsgründen eine Wohnung
nicht bekommen hat, ist eigentlich nicht
justiziabel. Leute werden sich kaum in
Wohnungen hineinklagen können.” 

Ein Antidiskriminierungsgesetz bliebe sei-
ner Einschätzung nach dennoch nicht ohne
Wirkung. Eine Parallele dazu sieht er z.B.
beim Mietwucher. Dieser habe im eigentli-
chen Sinne keine juristische Relevanz. So
gebe es dazu so gut wie keine Urteile.
Trotzdem würde man die Regel nicht ab-
schaffen, da sie im Bewusstsein der Akteure
des Wohnungsmarktes ihren Platz habe.
Vermieter würden auf diese Weise dazu
angehalten, sich einigermaßen korrekt zu
verhalten. Dies funktioniere allein über das
mit dieser Regelung verbundene „Droh-
potenzial”. Gewisse Parallelen sieht der
Vertreter des Planerladens hier zur „sozia-
len Erhaltungssatzung” bzw. „Milieu-
schutzsatzung”, bei der von Seiten der
Kommunen letztlich vor allem auf deren
Drohwirkung gesetzt werde. 

Die Moderatorin wirft ein, dass auf Grund
schrumpfender Bevölkerungszahlen und
wachsender Leerstände zugleich von Seiten
der Haus- und Grundeigentümerverbände
reklamiert werde, dass Diskriminierung auf
dem Wohnungsmarkt zukünftig keine

Rosi Wolf-Almanasreh,
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große Rolle mehr spielen werde. „Wenn
das so richtig ist, wie ist es dann zu er-
klären, dass Eigentümer gegen das Anti-
diskriminierungsgesetz Sturm laufen und
auf Vertragsfreiheit pochen?” Also gebe es
offenbar Diskriminierungsbegehren der
Wohnungseigentümer. 

Für die Expertin aus Frankfurt am Main
kommt in Gesetzen nicht zuletzt auch der
Anspruch zum Ausdruck, die Gesellschaft
zu gestalten. Dieser finde seine gesetzliche
Form meistens dann, wenn sich bestimmte
Entwicklungen in der Gesellschaft bereits
deutlich abgebildet hätten. Aus diesem
Blickwinkel sei ihrer Meinung nach ein An-
tidiskriminierungsgesetz zweifellos über-
fällig und notwendig. „Es ist ein klares
Signal. Der Staat sagt damit bis hierhin und
nicht weiter. Bestimmte Verhaltensweisen
werden damit geächtet.” Im Hinblick auf
die konkrete Wohnungsbelegung verspricht
sie sich davon aber kaum spürbar verbes-
serte Spielräume. Und die Klagemöglich-
keiten würden ihrer Ansicht nach letztlich
nicht genutzt, weil man ja nicht in ein Haus
mit einem Vermieter einziehen wolle, mit
dem man Streit gehabt habe. Dennoch
müsse systematische Diskriminierung auch
gesetzlich unterbunden werden.

Der Experte aus Essen sieht in Deutschland
ein weit verbreitetes Problem, mit Abwei-
chungen und Pluralität zu leben, da es hier
seit der Bismarck’schen Reichsgründung
keine Tradition der Vielfalt - auch im
Bereich der Förderung von Mehrsprachig-
keit - gebe. Vielmehr habe man bislang ent-
weder Strategien der Assimilation oder aber
der Ausgrenzung verfolgt. Ohne die Eu-
ropäische Union würde es deshalb in
Deutschland nicht zu einem Antidiskri-
minierungsgesetz kommen. Schon deshalb
sei einem solchen Gesetz ein hoher sym-
bolischer Stellenwert beizumessen. 

Die Vertreterin des Planerladens stellt an
dieser Stelle den Zusammenhang her zu
den hier und da bereits anzutreffenden
positiven Beispielen gelingender Integrati-
on. Das bereits erörterte Wohn- und Sied-
lungsprojekt in Hörde und die auch in dem
politischen Beschluss dazu deutlich wer-
dende Unterstützung, sieht sie ebenfalls als
positives Signal. Es gehe letztlich aber da-
rum, generell ein Klima zu schaffen, das
nicht nur einzelne Beispiele umfasse. Ein
Antidiskriminierungsgesetz könne ihrer
Meinung nach hierzu einen wichtigen
Beitrag dazu leisten.

Geschäftsstelle und Quartiersbüro  
des Planerladen e.V. (Rückertstraße)
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Differenzierung tut Not!

Ein wesentliches Anliegen des Workshops
ist es, so der Moderator, gemäß dem
Auftrag des entsprechenden Landespro-
gramms Impulse im Hinblick auf strategi-
sche und strukturelle Ansätze für eine
Antidiskriminierungsarbeit im Wohnbe-
reich zu geben, mit einer erklärten Schwer-
punktsetzung auf Migrantinnen und Mi-
granten. Im Ergebnis ist sich die Runde ins-
besondere darüber einig, dass die
Erörterung von Strategien und Lösungsan-
sätzen stets eine Differenzierung in der
Wahrnehmung voraussetzt. Pauschalisie-

rende und vereinfachende Generalklauseln
müssen angesichts der Heterogenität der
verschiedenen Gruppen sowohl auf Seiten
der ethnischen Minderheiten als auch der
sogenannten Mehrheitsgesellschaft in
jedem Fall misstrauisch machen. Gefordert
ist hingegen eine Differenzierung insbeson-
dere bei den Begrifflichkeiten. So sind dra-
matisierende Titulierungen wie „Ghetto”
weder einer sachbezogenen Diskussion
dienlich noch für die Kennzeichnung der
Situation hierzulande treffend und sollten
deshalb vermieden werden.

Normalisierungen erkennbar!

Statt um Dramatisierung geht es vor allem
um eine Normalisierung in der Wahrneh-
mung von Entwicklungen und Prozessen
gerade in den Städten. Städte sind nun mal
die Haupteingangstore für Zuwanderung,
wobei es wegen einsetzender Sukzessions-
prozesse nicht verwunderlich ist, dass
bestimmte Stadtteile oder Siedlungen, in
denen bereits Integrationserfahrungen ge-
sammelt wurden, die ersten Adressen von
Neuzuwanderern darstellen. Eine relativ
hohe Fluktuation, zugleich aber auch eine
gewisse Unübersichtlichkeit aufgrund hete-
rogener Zuwanderung, gehören hier zur
Normalität des Stadtteilalltags.  Ein klares
Ergebnis der vorangegangenen Arbeits-
sitzungen ist, so die gemeinsame Ein-
schätzung der Runde, dass eine Norma-
lisierung in weiten Bereichen auch für die
Entwicklung der Ansprüche von Migranten
an das Wohnen festgestellt werden kann.
Dennoch sind nach wie vor auch einige
Spezifika wie z.B. ein gewisser Bedarf nach
Mehrgenerationenwohnen, ein großes
Interesse an Gartennutzungen, sowie die
überdurchschnittlich hohe Nachfrage nach
großen Wohnungen erkennbar.

Abschlussrunde

Moderation: Prof. Dr. Reiner Staubach

Verständigung über
Kernelemente einer
Integrationsstrategie im
Wohnbereich
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Kommunales Wahlrecht erhöht die
Artikulationskraft!

Im Hinblick auf die Diskussion über
Strategien und Handlungsansätze zur Be-
kämpfung von Diskriminierung im Wohn-
bereich ist zu konstatieren, so die Ein-
schätzung von Tagungsteilnehmer/innen,
dass angesichts des in Deutschland für
Zuwanderer in der Regel nicht gegebenen
Bürgerstatus’ von fast allen Seiten regel-
mäßig der Hinweis auf die Notwendigkeit
eines kommunalen Wahlrechts für Aus-
länder erfolgt. Davon erhofft man sich ins-
besondere ein größeres Gewicht bei den
Prioritätensetzungen in der kommunalen
Planungs- und Wohnungspolitik.

Ein Antidiskriminierungsgesetz als
Gleichstellungsaufforderung!

Von den Teilnehmern wird die Einschät-
zung getragen, dass – trotz der eher gerin-
gen juristischen Regelungskraft – eine Anti-
diskriminierungsgesetzgebung in Deutsch-
land vor allem „Aufforderungscharakter”
hat und zugleich ein Signal der Ermutigung
an die verschiedenen Migrantengruppen
wäre. In den USA wurde ein solches Gesetz
für den Wohnbereich zwar bereits in den
60er Jahren als Errungenschaft der Bürger-
rechtsbewegung eingeführt (Fair Housing
Act von 1968), so der Hinweis eines
Experten. Spürbare Wirkungen hat es aber
erst auf Dauer und im Zusammenhang mit
einer aktiveren Umsetzung entfaltet (v.a.
Fair Housing-Agenturen). Eine entsprechen-
de Umsetzungsstruktur wäre auch hierzu-
lande erforderlich und könnte in Ver-
bindung mit Antidiskriminierungsbüros
installiert werden.

Beim Belegungsmanagement sind
„Faustformeln” fehl am Platz!

Das immer wieder aufkommende Thema
der „Quotierung” wird seitens der Mehr-
zahl der Teilnehmer überaus kritisch
betrachtet. Dies gilt etwa für Orientierungs-
hilfen an die Wohnungswirtschaft, die von
einzelnen Wissenschaftlern mit Bezugnah-
me auf Segregationstendenzen in US-ame-
rikanischen Städten bei dominantem
Schwarz-Weiß-Gegensatz in der Größen-
ordnung von 13-15 % Minderheitenhaus-
halte an der Gesamtzahl der Haushalte in
einem Haus oder Straße angegeben wer-
den. Die Teilnehmer stehen solchen Faust-
formeln, aber auch einer unter Zuhilfe-
nahme weiterer Indikatoren stärker diffe-
renzierten Quotierung, überwiegend skep-
tisch gegenüber, da auch hier letztlich dis-
kriminierende Tatbestände gesehen wer-
den. Verwiesen wird demgegenüber auf
eine Belegungsstrategie in Harsewinkel
(Westfalen), wo man im Sinne einer Kon-
fliktvermeidungsstrategie kleinräumlich
Homogenität ermöglicht, sich auf Quar-
tiersebene aber um Heterogenität bemüht
hat. Zudem wird betont, dass eine ethnisch
homogene aber sozial heterogene Siedlung
als unproblematisch zu betrachten ist,
zumal dies für rein deutsche Siedlungen
mit gemischter Sozialstruktur durchweg
reklamiert wird.

Steuerungsmöglichkeiten im Hinblick auf
die Bewohnerzusammensetzung werden
am ehesten noch bei Neubauprojekten
gesehen. So erfolgt bei interkulturellen
Wohn- und Siedlungsprojekten die Bele-
gung zum Teil mit „handverlesenen” Be-
werbern, wobei hier gegebenenfalls not-
wendige Vorgespräche einen erhöhten
Informations- und Beratungsaufwand mit
sich bringen. Begleitende Beratung und
Vermittlung im Hinblick auf die Bewohner,
so der nachdrückliche Hinweis einer Ex-
pertin, sind in jedem Fall aber unverzicht-
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bar, wenn bei der Integration von Migran-
ten in bestehende Nachbarschaften Ab-
wehrreaktionen erkennbar werden bzw. zu
vermuten sind.

Die Vermittlungsaufgabe muss sich hier
zunächst einmal darauf richten, die konkre-
ten Eigeninteressen oder – wie sich der
Integrationsbeauftragte des Landes im
Eingangsreferat ausdrückte – „den Eigen-
nutz” der unterschiedlichen Gruppen auf-
zudecken. Dies kann schließlich dazu bei-
tragen, „Win-win”-Strategien zu ent-
wickeln. Zum Beispiel muss bei dem in den
Arbeitssitzungen mehrfach angesproche-
nen Wohn- und Siedlungsprojekt in Dort-
mund-Hörde verdeutlicht werden, in wel-
cher Weise die angrenzende Nachbar-
schaft von den neu entstehenden Infra-
strukturen profitieren kann.

Dialogprozesse anzetteln!

Die Aufgabe der interkulturellen Öffnung
bestehender gesellschaftlicher Strukturen
wird insgesamt von den Teilnehmer/innen
als eine zentrale Zukunftsaufgabe betrach-
tet. Neben der Initiierung nachbarschaft-
licher Dialogprozesse wird insbesondere
die Öffnung von Institutionen der Mehr-
heitsgesellschaft als entscheidend angese-
hen. Die vom Integrationsbeauftragten des
Landes Nordrhein-Westfalen angeregten
Konsultationsprozesse werden hier sehr
begrüßt. Die Hoffnungen richten sich dabei
nicht zuletzt auf die Kreativität und
Organisationsfähigkeit der städtischen
Zivilgesellschaft, über die schließlich ein
positiveres Integrationsklima erzeugt wer-
den muss. Gute Ansätze werden hier
bereits in Essen mit seiner gesamtstädtisch
angelegten „Agenda interkulturelle Stadt-
politik”, aber auch in Frankfurt am Main
gesehen.

Die Runde erachtet die Einbindung breiter
Gruppen als wesentlich. Ein solcher Pro-
zess muss demnach einerseits übergeord-
nete institutionelle Ebenen auf Landes-
ebene und kommunaler Ebene erfassen –
darunter eindeutige Signale und Zeichen
des Respekts seitens des jeweiligen
Stadtoberhauptes an die gesellschaftlichen
Minderheiten. Trotz der hier mitunter fest-
stellbaren selektiven Mobilisierungsfähig-
keit gehört dazu auch die Einbindung der
Moscheen und Kulturvereine mit ihren
Repräsentanten. Andererseits wird die
Ebene der konkreten Bewohner in der
Nachbarschaft als unverzichtbar betrachtet,
die eben nicht organisiert sind und deshalb
nur mit besonders kreativer Ansprache
erreicht werden können. Wenn z.B.
Deutsch-Türkisch als kulturelles Kapital
anerkannt wird, könnten die Kinder von
Migranten mit ihrer Mehrsprachigkeit und
besonderen interkulturellen Kompetenz
regelrecht als Integrationshelfer fungieren. 

Darüber hinaus setzt die Gestaltung inter-
kultureller Dialogprozesse bei den profes-
sionell damit befassten Moderatoren aus
Sicht der Teilnehmer/innen bestimmte
Basisqualifikationen voraus. Die Curricula
entsprechender Studiengänge aber auch
von Aus- und Weiterbildungsangeboten
bedürfen hier, so die Einschätzung, noch
zum Teil adäquater Ergänzungsmodule.

Substanzielle Partizipation statt
Spielwiese der Bürgerbeteiligung!

Partizipationsangebote, so die klare Bot-
schaft der Runde, müssen letztlich über
Dialogangebote hinausgehen. Es geht viel-
mehr darum, politische Macht abzugeben
und Entscheidungsmöglichkeiten in die
Nachbarschaften zu delegieren. Dabei dür-
fen keine neuen Spielwiesen der Betei-
ligung entstehen, sondern es muss zu sub-
stanzieller Mitentscheidung kommen. Ver-
wiesen wird hier auf Beispiele aus den

Abschlussrunde
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Niederlanden, aber auch auf das Pro-
gramm „Kiez wird Millionär”, mit dem in
Berlin experimentiert wurde. Solche Pro-
zesse müssen allerdings entsprechend
moderiert werden, damit möglichst alle
Gruppen Zugang dazu haben.

Anerkennung der Integrations-
leistungen der benachteiligten
Stadtteile!

Über kleinräumlich ansetzende Modera-
tions- und Beteiligungsmaßnahmen hinaus
muss die Rolle der Einwanderungsstadtteile
im städtischen Gesamtgefüge beachtet wer-
den, so die Forderung aus den Reihen der
Teilnehmer/innen. Dies gilt etwa bei Stand-
ortentscheidungen für soziale und techni-
sche Infrastrukturen wie z.B. die Anbindung
über den Öffentlichen Personennahverkehr
(ÖPNV). Hier ist nicht nur Gleichbe-
rechtigung einzufordern, sondern auch die
Anerkennung der Integrationsleistungen,
die ein Einwanderungsstadtteil für die
gesamte Stadt erbringt.

Die Stigmatisierung einzelner Stadtteile,
Quartiere oder Siedlungen hängt nach
Einschätzung der Workshop-Teilnehmer/in-
nen nicht nur von der Eigenwahrnehmung
und dem Selbstbild der Bewohner/innen
dieser Stadtteile ab, sondern sehr stark auch
von der Wahrnehmung und Behandlung
durch die gesamtstädtische Politik.

In Zeiten schrumpfender Bevölkerungs-
zahlen und ausbleibender Wachstums-
effekte, so die Befürchtung einiger Ex-
pert/innen, droht insbesondere für periphe-
re Quartiere und Siedlungen die Gefahr der
Verödung, wenn sie im Falle von Leer-
standsentwicklungen von der Wohnungs-
wirtschaft als unrentierlich abgeschrieben
werden. Solch ein Szenario kann nur mit
Hilfe von öffentlicher Seite verhindert wer-
den. Hier gilt es, trotz knapper öffentlicher
Kassen ein entsprechendes Beobachtungs-

system aufzubauen, um präventiv handeln
zu können.

Zusammenfassende 
Schlussbemerkung.

Die Tatsache der Einwanderung wurde
Jahrzehnte lang vernachlässigt, so die Kritik
eines Tagungsteilnehmers. Daher ist es
unrealistisch, die in dem Zusammenhang
aufgelaufenen Probleme jetzt ad hoc lösen
zu können. Vor diesem Hintergrund ist sich
die Runde einig darüber, dass es eines
ganzen Bündels von Maßnahmen und
einer Vielzahl von Signalen bedarf, zu der
auch gesetzliche Verbesserungen (wie etwa
zum Wahlrecht oder zur Diskriminierung
von Migrant/innen) gehören, um eine spür-
bare Verbesserung der Integrationsvoraus-
setzungen zu erwirken. Dabei dürfen Maß-
nahmen zur kurzfristigen Beherrschung von
Konflikten, so die allgemeine Einschätzung,
nicht zu Lasten eines langfristig angelegten
Integrationsprozesses gehen. Auch letzteres
muss gerade im Bereich Wohnen vielmehr
mit Beharrlichkeit und langem Atem ver-
folgt werden. Hierbei sind nicht nur Dialog,
sondern auch substanzielle Beteiligung und
zivilgesellschaftliche Selbstorganisations-
kraft gefordert.



¸

44

Teilnehmerliste

Mustafa Aydın ist Vorsitzender des Türkisch-Islamischen Kulturvereins sowie gewählter Koordinationsrat
der türkischen Vereine in NRW. Sein Verein plant ein modellhaftes Wohnprojekt mit
Gemeindezentrum und Moschee in Dortmund Hörde, das bei Politik und Bürgen nicht
unumstritten ist. 

Thomas Böhm ist Leiter der Abteilung Wohnraumversorgung und Wohnungsbestandsverwaltung im
Wohnungsamt der  Stadt Dortmund, das für Wohnungssuche, Vermittlung, Fehlbelegung usw.
zuständig ist.

Bruno Heinz Brödner ist Mitarbeiter im Planerladen e.V. und arbeitet dort als Raumplaner u.a. im
Antidiskriminierungsprojekt.

Prof. Dr. Rudolf Giffinger ist Professor am Institut für Stadt- und Regionalforschung an der Technischen
Universität Wien und beschäftigt sich seit vielen Jahren mit Fragen der Stadtentwicklung und
der Wohnungsmarktdynamik; seit den 90er Jahren zunehmend mit Fragen der Zuwanderung
und der Segregation.

Dr. Kartin Gliemann arbeitet an der Fakultät Raumplanung der Universität Dortmund und schrieb ihre
Dissertation über die Perspektive Einheimischer im Zuwanderungsstadtteil und die
Konsequenzen für die räumliche Planung.

Sophie Graebsch-Wagener ist seit 3 Jahren Sozialdezernentin der Stadt Bochum, zuvor war sie 8 Jahre
Sozialdezernentin der Stadt Hamm. 

Dr. Dirk Halm ist Wissenschaftler am Zentrum für Türkeistudien an der Universität Duisburg-Essen (ZfT).
Er ist stellvertretendes Mitglied der Enquete-Kommission „Zukunft der Städte in NRW” (2003-
2004). Die Schwerpunkte seiner Arbeit am ZfT sind u.a. Integrationspolitik und
Bürgerschaftliches Engagement von Zuwanderern.

Heike Hanhörster ist Raumplanerin und betreibt Forschungen zur Integration von Migranten im Bereich
der integrierten Quartiersentwicklung.

Heinz-Peter Junker ist Prokurist der Dortmunder Ruhr-Lippe Wohnungsgesellschaft mit 23.000
Wohnungen. Er vertritt gleichzeitig die AG Dortmunder Wohnungsunternehmen, den
Verbund der ehemals gemeinnützigen Wohnungsunternehmen in Dortmund.

Tülin Kabis-Staubach ist Vorstandsmitglied im Planerladen e.V. und leitet das Antidiskriminierungs-
projekt. Als Architektin im Büro für Architektur und Stadtentwicklung (BASTA) führte sie u.a.
Modernisierungsprojekte oder Wohnungsprivatisierungen mit Beteiligung von Bewohnerinnen
und Bewohnern durch.

Isa Karatas ist freier Architekt in Dortmund. Er plant für den Türkisch-Islamischen Kulturverein ein
Wohnprojekt mit Gemeindezentrum und Moschee in Dortmund Hörde, und leistet dafür seit
einem Jahr politische Überzeugungsarbeit.

Prof. Dr. Volker Kreibich ist Professor an der Fakultät Raumplanung der Universität Dortmund. Er
arbeitet seit vielen Jahren mit der Stadt Dortmund im Bereich Wohnungswesen zusammen
und hat gemeinsam mit ihr die Dortmunder Wohnungsmarktbeobachtung aufgebaut.

Susanne Laaroussi ist Soziologin und Journalistin. Sie arbeitet beim Antidiskriminierungsbüro Köln, das
seit vielen Jahren mit Beratung und Prävention in der Antidiskriminierungsarbeit aktiv ist.

.
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Dr. Klaus Lefringhausen ist seit 2002 der Integrationsbeauftragte der Landesregierung von Nordrhein-
Westfalen. Er setzt sich für die verstärkte soziale, berufliche, sprachliche und kulturelle
Einbindung der Migranten ein.

Josef Niehaus ist Geschäftsführer des Jugendrings Dortmund. Er ist Mitbegründer des Vereins
„Miteinander Leben e.V.” 

Kay Noell arbeitet beim Ministerium für Städtebau und Wohnen, Kultur und Sport des Landes
Nordrhein-Westfalen im Bereich „Experimenteller Wohnungs- und Städtebau” (ExWoSt) und
Wohnungsbau für besondere Zielgruppen. Bis Anfang 2003 hat er über 8 Jahre das
Landesprogramm „Stadtteile mit besonderem Erneuerungsbedarf” mit aufgebaut und beglei-
tet.

Klaus Pfitzenreuter ist Geschäftsführer der Glückauf Wohnungsbaugesellschaft in Lünen. 
Er ist  Vorstandsmitglied des Glückauf-Nachbarschaftshilfevereins. 

Ismail Safi ist türkeistämmiger Hauseigentümer, Vermieter und Hausverwalter im Dortmunder Hafen-
quartier. Er ist engagiert im Stadtteil, u.a. zusammen mit dem Quartiersmanagement-Hafen.

Dr. Helmuth Schweitzer ist Leiter der RAA/Büro für interkulturelle Arbeit in Essen, einer Querschnitts-
organisation, die an der Umsetzung der Agenda interkulturelle Stadtpolitik in Essen beteiligt
ist. 

Ullrich Sierau ist der Planungsdezernent der Stadt Dortmund. Er war früher Leiter des Institut für
Landes- und Stadtentwicklungsforschung des Landes Nordrhein-Westfalen (ILS).

Prof. Dr. Reiner Staubach hat das Lehrgebiet Planungsbezogene Soziologie, Planungstheorie und
–methodik am Fachbereich Landschaftsarchitektur und Umweltplanung an der Fachhoch-
schule Lippe und Höxter inne. Er ist Vorstandsmitglied im Planerladen e.V. und eingebun-
den in das Antidiskriminierungsprojekt und das Quartiersmanagement sowie die
Konfliktvermittlung im Stadtteil Dortmund Nordstadt.

Reiner Stücker ist Jurist und seit 17 Jahren Mietrechtler. Er ist Geschäftsführer des Mietervereins
Dortmund und Umgebung e.V.

Prof. Dr. Hans van Amersfoort ist Professor Emeritus der Kultur-Geographie und Bevölkerungs-
Geographie an der Universität Amsterdam. Sein hauptsächliches Forschungsfeld ist die inter-
nationale Migration und die soziale Stellung von Migranten.

Birgit Wehrhöfer ist beim Landeszentrum für Zuwanderung Nordrhein-Westfalen (LzZ) im Bereich der
Antidiskriminierungsarbeit tätig. Sie begleitet die vom Land geförderte Antidiskriminierungs-
arbeit sowie die Initiativen des interkulturellen Konfliktmanagements.

Rosi Wolf-Almanasreh war bis 2001 Leiterin des Amtes für Multikulturelle Angelegenheiten der Stadt
Frankfurt am Main. Mit dieser Einrichtung beschreitet man in Frankfurt seit 1989 einen
neuen Weg, um die Frankfurter Bürger, darunter 30 % Ausländer, in den Prozess der
Integration mit einzubeziehen. 

Ralf Zimmer-Hegmann arbeitet am Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung und
Bauwesen des Landes Nordrhein-Westfalen (ILS). Er ist Leiter des Fachbereichs
Stadtentwicklung und Gesellschaft.

.
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Workshop-Programm 

ab 9:45 
Ankunft der Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer

10:15 Begrüßung 
Tülin Kabis-Staubach, 
Planerladen e.V.

10:20 Impuls 1: 
Perspektiven für die Integrationspolitik 
in NRW
Dr. Klaus Lefringhausen,
Integrationsbeauftragter des Landes NRW

10:40 Impuls 2: 
Wohnraumsegregation in NRW
Dr. Dirk Halm, 
Zentrum für Türkeistudien

11:00 Einstieg in die Arbeit
Prof. Dr. Reiner Staubach, 
Planerladen e.V.

11:15 Session 1: 
Die Wohnsituation von Migranten: 
Ausdruck ihrer sozialen Lage, oder ihrer
Diskriminierung als „Ausländer”?
Moderation: Heike Hanhörster

12:30 – 13:30 Mittagessen

13:30 Session 2: 
Migranten auf dem Wohnungsmarkt: 
anstatt frei in der Wahl, systematisch 
an den „Rand” gedrängt?
Moderation: Heike Hanhörster

15:00 Pause

15:15 Session 3: 
Herausforderungen an die (Stadt-)Politik:
Antidiskriminierung im Wohnbereich als
Bestandteil eines „integrationspolitischen
Gesamtkonzeptes”?
Moderation: Susanne Laaroussi

16:45 Pause

17:00 Abschlussrunde
Zusammenfassung der Workshop-Ergebnisse
Moderation: 
Prof. Dr. Reiner Staubach

17:45 Abendessen 

Experten-Workshop

Diskriminierung im Wohnbereich bekämpfen. 
Freizügigkeit von Zuwanderern sichern.

Termin: Mittwoch, 1. Oktober 2003 
Ort: Sozialforschungsstelle Dortmund, Evinger Platz
Ausrichter: Planerladen e.V., Dortmund



Ruhr Nachrichten, 1. Oktober 2003



Diskriminierung im Wohnbereich findet nur selten in offen rassistischer Form, sondern meist verdeckt

und in eher subtiler Weise statt.  Dennoch ist sie auch statistisch signifikant. Nicht zuletzt fordern die

Berichte von Betroffenen, die bei Migrantenselbstorganisationen, Mietervereinen, Antidiskriminie-

rungsbüros etc. eingehen, zum Handeln auf.

Wie können die Chancen und Barrieren für Migranten auf dem Wohnungsmarkt abgebaut werden?

Kann ethnische Segregation in den Wohnquartieren ein erster Schritt zur gesellschaftlichen Integration

sein oder stellt sie durchweg eine Sackgasse dar mit der Gefahr der Verfestigung dauerhafter

Ausgrenzung? Wie kann Antidiskriminierungsarbeit im Wohnbereich in ein „integrationspolitisches

Gesamtkonzept” einfließen? Welcher Stellenwert könnte hier einem Antidiskriminierungsgesetz

zukommen, das die Bundesrepublik Deutschland laut EU-Richtlinien längst hätte installieren müssen?

26 eingeladene Experten aus stadtentwicklungs-, wohnungs-, sozial- und migrationspolitisch relevan-

ten Handlungsfeldern diskutierten im Rahmen eines Workshops am 1. Oktober 2003 das Thema

Diskriminierung von Migranten im Wohnbereich und leisteten einen engagierten Beitrag aus der Sicht

ihrer jeweiligen Praxis- oder Forschungszusammenhänge. Mit dieser Broschüre wird der Experten-

Workshop dokumentiert. 

Planerladen e.V.

Verein zur Förderung demokratischer Stadtplanung 
und stadtteilbezogener Gemeinwesenarbeit

www.planerladen.de


